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SANIEREN IM  

WOHNUNGSEIGENTUM 
RECHTLICHE ORIENTIERUNG IN EINEM KOMPLEXEN SYSTEM 

 

Die Umsetzung von Sanierungsmaßnahmen in Wohnungseigentümergemeinschaften (WEGs) 
sind oft komplex. Rechtliche Vorgaben, unterschiedliche Interessen der Eigentümer:innen und 
technische Herausforderungen treffen aufeinander. Die folgenden Ausführungen sollen helfen, 
einen Überblick und ein Grundverständnis für rechtliche Fragen rund um Sanierung im Woh-
nungseigentum zu bekommen.                   
Wer darf was entscheiden? Wer kann Sanierungsmaßnahmen beauftragen? Wann ist die Eigen-
tümergemeinschaft zuständig? Welche Maßnahmen benötigen einen Beschluss?  Wie weit 
reicht das Änderungsrecht des/der Einzelnen?  Diese und weitere, oft komplexe Fragen rund um 
rechtliche Aspekte werden im Folgenden anschaulich dargestellt. FAQ zu verschiedenen The-
menbereichen geben Antworten auf die häufigsten Fragen.   

 

Mag. Karin Sammer                                                                                                                                                           
ÖVI Österreichischer Verband der Immobilienwirtschaft 

13.01.2026 
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1. Sanieren im Wohnungseigentum – Orientierung in einem komplexen 
System   

Die Umsetzung von Sanierungsmaßnahmen in Wohnungseigentümergemeinschaften (WEGs) sind oft kom-

plex: rechtliche Vorgaben, unterschiedliche Interessen der Eigentümer und technische Herausforderungen 

treffen aufeinander. Diese Ausführungen sollen helfen, einen Überblick und ein Grundverständnis für 

wohnrechtliche Fragen rund um Sanierung im Wohnungseigentum zu bekommen. Wer darf was entschei-

den? Wer kann Sanierungsmaßnahmen beauftragen? Wann ist die Eigentümergemeinschaft zuständig?  

Welche Maßnahmen benötigen einen Beschluss? Wie weit reicht das Änderungsrecht des/der einzelnen 

Wohnungseigentümer:in und welche Entscheidungen müssen einzelne Eigentümer:innen dulden?   

Im Wohnungseigentum können gemeinschaftliche Sanierungen, die über die bloße Erhaltung hinausgehen, 

nur dann auf den Weg gebracht werden, wenn sich dafür zumindest Mehrheiten finden. Änderungen einzel-

ner Wohnungseigentümer:innen, die über das Innere des Wohnungseigentumsobjekts hinausgehen, be-

dürfen idR sogar der Zustimmung aller.  

Auch für Verwalterinnen und Verwalter stellen solche Sanierungsvorhaben oft eine große Herausforderung 

dar. Die Rechtslage im Wohnungseigentum ist vielschichtig und in vielen Punkten auch mit Unsicherheiten 

behaftet. Insbesondere mit der Umrüstung bestehender Heizanlagen auf erneuerbare Energieträger oder 

dem Einsatz energieerzeugender Anlagen im Wohnungseigentumsbestand betreten wir auch rechtlich 

Neuland. Viele Fragen sind bislang nicht abschließend geklärt und werfen neue Problemstellungen auf, die 

derzeit noch nicht mit hinreichender Sicherheit beantwortet werden können. Diese Ausführungen sollen 

eine Orientierung über die Zuständigkeiten im Wohnungseigentum sowie kompakte Antworten auf häufige 

Fragen liefern, die sich in Fragen der klimafreundlichen Sanierung stellen. 

2. Grundlagen des Wohnungseigentums – Allgemeines zum Begriffs-
verständnis  

2.1. Was ist Wohnungseigentum? 

Wohnungseigentum ist eine besondere Form des gemeinsamen Eigentums an einer Liegenschaft. Dabei 

besitzt jede Eigentümerin bzw. jeder Eigentümer einen „ideellen“ Anteil am gesamten Gebäude und gleich-

zeitig ein exklusives Nutzungsrecht an einer bestimmten Einheit – etwa einer Wohnung, einem Büro oder 

einem KFZ-Stellplatz. Das Wohnungseigentum erlaubt also die alleinige Nutzung dieser Objekte – dies im 

Unterschied zum schlichten Miteigentum. Die rechtliche Grundlage bildet das Wohnungseigentumsgesetz 

(WEG). Die Zuweisung der einzelnen Wohnungseigentumsobjekte erfolgt durch einen Wohnungseigen-

tumsvertrag und ein Nutzwertgutachten. Dieses legt fest, welche Einheiten wem gehören und wie die An-

teile bewertet werden – etwa nach Größe, Lage oder Ausstattung. Zusätzlich kann Wohnungseigentum auch 

Zubehör umfassen, wie Kellerabteile, Dachbodenräume oder Hausgärten. Diese sind nicht direkt mit der 

Wohnung verbunden, aber zur alleinigen Nutzung zugewiesen. 

2.2. Allgemeine Teile 

Allgemeine Teile der Liegenschaft sind zum einen alle Bereiche, die nicht als Wohnungseigentum oder Zu-
behör zugewiesen sind. Dazu gehören zum Beispiel Stiegenhäuser, allgemeine Hof- und Gartenflächen, 
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allgemeine Kellerflächen oder z.B. auch gemeinsame Heizungsanlagen. Diese bleiben im gemeinsamen 

(ideellen) Eigentum aller Wohnungseigentümer und können von allen genutzt werden. Zuständig für die Er-

haltung oder Verbesserung ist die Eigentümergemeinschaft.   

Zu den allgemeinen Teilen einer Wohnungseigentumsanlage zählen z.B. auch   

→ Bauliche Grundelemente: Fundamente, tragende Mauern, Zwischendecken (auch innerhalb 

von Wohnungseigentumsobjekten), Fenster sowie die Außenanlagen (Gemeinschaftsgärten 

samt Bepflanzung, Verbindungswege, Kinderspielplätze, Gemeinschaftsstellplätze udgl) 

→ Äußere Elemente: Balkonplatten mit Geländern, Fassade samt Fenstern, Dach, Kamine 

→ Abgrenzungselemente: Alle Wände, die ein Wohnungseigentumsobjekt abschließen, samt Ein-

gangstüren 

→ Erschließungsflächen: Stiegenhäuser und Gangflächen 

→ sowie alle technischen Gemeinschaftseinrichtungen (Elektro-, Gas-, Wasser-/Abwasserlei-

tungen, zentrale Heizungs-/Kühlungs-/Warmwasserbereitungsanlage samt allen angeschlos-

senen Leitungen und Wärmeabgabegeräten, Aufzugsanlage, Brandschutzeinrichtungen) udgl.  

Darüber hinaus können auch Flächen und Räume durch Vereinbarung im Wohnungseigentumsvertrag zu 

allgemeinen Flächen erklärt sein.  

→ Beispiele: Waschküche, Fahrradabstellraum, Gemeinschaftssauna, Besucherparkplätze 

Hier unterscheidet man zwischen „zwingend“ und „gewillkürten“ allgemeinen Teilen: Zwingend allge-

meine Teile sind Fundamente, alle tragenden Mauern sowie Zwischendecken des Bauwerks (auch wenn 

diese sich im Inneren eines Wohnungseigentumsobjekts befinden), Balkonplatten und Geländer, alle ein 

Wohnungseigentumsobjekt abschließende Wände samt Eingangstüren, Fassade samt Fenstern, Dach, Ka-

mine, Erschließungsflächen (Stiegenhaus und Gangflächen),  

Gewillkürte allgemeine Teile der Liegenschaft sind alle Räume und Flächen, die wohnungseigentum-

stauglich oder zubehörsfähig wären, aber aufgrund Vereinbarung im Wohnungseigentumsvertrag zu allge-

meiner Fläche erklärt wurden, z.B. Waschküche, Fahrradabstellraum, Gemeinschaftssauna, Besucher-

parkplätze. 

2.3. Wer kann Wohnungseigentümer sein? 

Wohnungseigentümer kann eine natürliche bzw. auch eine juristische Person (z.B. GmbH, OG, Verein) 

sein. Grundsätzliche gilt im Wohnungseigentum zwar, dass nur eine Person Eigentümer des Mindestanteils 

sein kann. Über den Weg einer „Eigentümerpartnerschaft“ können auch zwei natürliche Personen ge-

meinsam Wohnungseigentümer eines Objektes sein. Die beiden müssen nicht mehr miteinander verheira-

tet oder verwandt sein. Eigentümerpartner können nur gemeinsam über ihren Anteil verfügen, nur gemein-

sam die ihnen zustehende Verwaltungsrechte ausüben (sich z.B. an der Beschlussfassung nur gemeinsam 

und einheitlich beteiligen) und sie schulden auch gemeinsam zur ungeteilten Hand der Eigentümergemein-

schaft die laufenden Wohnbeiträge. 

2.4. Die Eigentümergemeinschaft 

Die Verwaltung der gemeinsamen Liegenschaft und ihrer allgemeinen Teile fällt nicht in die Zuständigkeit 

der einzelnen Eigentümer. Mit Eintragung von Wohnungseigentum ins Grundbuch entsteht automatisch 
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aufgrund gesetzlicher Vorschrift die Eigentümergemeinschaft, die für Betrieb und Erhalt der Liegenschaft 

mit ihren Gebäuden und Außenanlagen zuständig ist. Ihr kommt das exklusive Recht der Verwaltung zu.  

Die Eigentümergemeinschaft hat eine eigene Rechtspersönlichkeit, allerdings ist diese beschränkt auf „Ver-

waltungsangelegenheiten“ der allgemeinen Teile. Sie kann Verträge abschließen, Aufträge vergeben und ist 

auch für Schäden verantwortlich, wenn sie ihre Pflichten verletzt.  Das heißt, die Eigentümergemeinschaft 

(und nicht die einzelnen Eigentümer) entscheidet über, beauftragt und bezahlt Erhaltungs- und Verbesse-

rungsmaßnahmen an allgemeinen Teilen (z.B. die Reparatur des Daches oder der Außenfenster, eine Fas-

sadendämmung, Abwasserleitungen etc.), ebenso kann sie schadenersatzpflichtig werden, wenn sie ihre 

Pflichten schuldhaft verletzt. Der gesetzliche Handlungsbereich kann durch Vereinbarung oder Beschluss 

nicht ausgedehnt oder reduziert werden. 

WICHTIG ZU WISSEN 

Die Eigentümergemeinschaft darf nur über Angelegenheiten der Verwaltung entscheiden – also über 

den Betrieb, Erhaltung und Verbesserung der allgemeinen Teile der Liegenschaft. Dieser gesetzlich 

festgelegte Handlungsspielraum kann weder durch Vereinbarung noch durch Beschluss erweitert 

oder eingeschränkt werden. 

Das kann zu Abgrenzungsfragen führen, welche Ansprüche der Eigentümergemeinschaft zukommen: So 

darf die Eigentümergemeinschaft etwa keine Flächen verkaufen oder für öffentliche Zwecke abtreten – 

solche Entscheidungen betreffen das Eigentumsrecht und erfordern die Zustimmung aller Eigentümer. 

Auch der/die Verwalter:in darf solche Verfügungen nur treffen, wenn er ausdrücklich dafür bevollmächtigt 

wurde. Die einzelnen Wohnungseigentümer können bestimmte Ansprüche – etwa auf Schadenersatz oder 

Gewährleistung – an die Eigentümergemeinschaft übertragen1. Für weitergehende Ansprüche ist das je-

doch nicht möglich.2 

2.5. Die Verwaltung - Aufgaben und Zuständigkeiten 

Die Eigentümergemeinschaft wird in der Regel durch einen Verwalter vertreten, der von der Mehrheit der 

Wohnungseigentümer bestellt wird. Gibt es keinen Verwalter, entscheidet die Gemeinschaft durch Mehr-

heitsbeschlüsse. Nach außen kommt der Verwaltung unbeschränkte Vollmacht zu. Sie ist verpflichtet, die 

gemeinschaftsbezogenen Interessen aller Wohnungseigentümer zu wahren, die Verwaltung nach den 

Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit auszuüben. Die gesetzlichen Pflich-

ten des Verwalters sind u.a. in § 20 WEG geregelt. 

Der Verwalter vertritt die Eigentümergemeinschaft nach außen und führt die laufenden Verwaltungsge-

schäfte. Dazu gehören: 

• die Erhaltung der allgemeinen Teile der Liegenschaft (z. B. Dach, Fassade, gemeinsame Heizungs-

anlage), 

• die Organisation des laufenden Betriebs (z. B. Reinigung, Wartung), 

• die Erstellung von jährlichen Abrechnungen und Vorausschauen, 

• die Einberufung von Eigentümerversammlungen, 

• die Vorbereitung und Durchführung von Beschlussfassungen und 

 
1 § 18 Abs 2 WEG 2002 
2 Sigrid Räth, Finanzierung der Eigentümergemeinschaft, immolex 2014, 212 
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• die Auskunftserteilung gegenüber Eigentümern. 

Die Verwaltung hat für die ordnungsgemäße Erhaltung und Betreuung der Immobilie zu sorgen. Zur ordentli-

chen Verwaltung gehört vereinfacht gesagt die Behebung von Schäden an allgemeinen Teilen sowie alle Ar-

beiten, die zur Aufrechterhaltung des Betriebes von Gemeinschaftsanlagen (Aufzug, Waschküche, gemein-

same Wärmeversorgungsanlagen, Gemeinschaftsgarten, Garagen) notwendig sind. 

Im Rahmen ordentlicher Verwaltungsmaßnahmen (z. B. Reparaturen, Wartung) kann der Verwalter eigen-

ständig handeln – ein Beschluss ist nicht erforderlich, sofern nichts anderes mit der Eigentümergemein-

schaft vereinbart wurde.  

Darüber hinausgehende Arbeiten, wie nützliche Verbesserungen oder bauliche Veränderungen zählen zur 

außerordentlichen Verwaltung. Solche Arbeiten darf die Verwaltung nur beauftragen, wenn es dafür einen 

rechtswirksamen Mehrheitsbeschluss der Eigentümergemeinschaft gibt. Die Vertretungsmacht des Ver-

walters ist auf Verwaltungsangelegenheiten beschränkt. Entscheidungen, die das Eigentumsrecht betref-

fen (z. B. Verkauf von Flächen), darf er nur mit ausdrücklicher Vollmacht treffen. Die Grenze zwischen Ver-

waltung und Verfügung, zwischen ordentlichen und außerordentlichen Verwaltungsmaßnahmen verläuft 

jedoch nicht immer klar. 

HINWEIS ZUR ENTSCHEIDUNGSBEFUGNIS 

In alltäglichen Verwaltungsfragen (ordentliche Verwaltung) entscheidet der Verwalter meist selbst-

ständig. Er kann aber auch freiwillig einen Beschluss einholen oder ein Stimmungsbild einholen – 

muss das aber nicht. Bei außerordentlichen Verwaltungsmaßnahmen ist ein Beschluss zwingend er-

forderlich. Die Grenze zwischen „ordentlich“ und „außerordentlich“ ist nicht immer eindeutig und 

kann im Einzelfall unterschiedlich bewertet werden. 

2.6. Wer ist für die Erhaltung zuständig? 

Für die Erhaltung der Liegenschaft sind sowohl die Eigentümergemeinschaft als auch die einzelnen Woh-

nungseigentümer verantwortlich – allerdings in unterschiedlichen Bereichen. 

Die Eigentümergemeinschaft ist zuständig für die Erhaltung der allgemeinen Teile der Liegenschaft, 

die Behebung ernster Schäden des Hauses (auch in Wohnungseigentumsobjekten !!) sowie die Auf-

rechterhaltung des Betriebes von bestehenden Gemeinschaftsanlagen zu. Auch nützliche Verbesserun-

gen sowie bauliche Veränderungen der allgemeinen Teile zählen zur Verwaltung, wenn diese gemein-

schaftliche Interessen bedient und allen Wohnungseigentümern zum Vorteil gereichen. Im Wohnungsei-

gentum wird die Verwaltung nicht von den Wohnungseigentümern, sondern von der Eigentümergemein-

schaft geführt. Diese wird regelmäßig von einem bestellten Verwalter vertreten. 

Einzelne Wohnungseigentümer:innen sind für das Innere ihres Wohnungseigentumsobjekts verantwort-

lich – also für alles, was zur ausschließlichen Nutzung zugewiesen ist. Der/die einzelne Wohnungseigentü-

mer:in hat auf eigene Kosten das Wohnungseigentumsobjekt und die dafür bestimmten Einrichtungen 

(wie Strom-, Gas- und Wasserleitungen sowie Heizungs- und Sanitäranlagen) samt Zubehör so weit zu 

warten und instand zu halten, dass den übrigen Eigentümern keinerlei Nachteil erwächst.  

• Einem/einer Wohnungseigentümer:in „gehört“ der Mindestanteil (=bücherliche Anteil im Woh-

nungseigentum), der mit dem Nutzungsrecht an einem genau bestimmten 
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Wohnungseigentumsobjekt gegebenenfalls samt Zubehör verbunden ist. Der/die Wohnungsei-

gentümer:in hat das Recht, den „Innenraum“ seines Wohnungseigentumsobjekts entsprechend 

der wohnungseigentumsvertraglichen Vereinbarung zu nutzen und darüber verfügen. Er/sie kann 

z.B. alleine über die Boden- oder Wandbeläge oder Einrichtung entscheiden oder z.B. wer in der 

Wohnung lebt.   

• Alles, was das Wohnungseigentumsobjekt bzw. das Zubehör räumlich umfasst (Boden, Decke, 

Außenwände samt Fenster und Tür) ist allerdings bereits allgemeiner Teil der Liegenschaft. Hier 

kann der/die Wohnungseigentümer:in nicht allein darüber bestimmen. Ist z.B. der Estrich in der 

Wohnung schadhaft, die Balkonbodenplatte durchfeuchtet oder die Wohnungseingangstür ka-

putt, so sind allgemeine Teile betroffen, die zu sanieren sind. Diese Erhaltungspflicht kommt der 

Eigentümergemeinschaft zu. Ist z.B. der Bodenbelag in der Wohnung abgenutzt, haben sich Flie-

sen in der Toilette gelöst oder ist die Malerei im Wohnzimmer unansehnlich, dann fällt dies in die 

Zuständigkeit des betreffenden Wohnungseigentümers. 

3. Änderungsrechte und Erhaltungspflichten des/der Wohnungseigen-
tümer:in 

§ 16 WEG räumt dem/der Wohnungseigentümer:in ein exklusives Nutzungs-, Verwaltungs- und Änderungs-

recht an seinem WE- Objekt samt Zubehör ein. Dieses ist jedoch auf das "Innere" beschränkt. Er/sie kann 

sein/ihr Wohnungseigentum gemäß der vereinbarten Widmung (Wohnung, Geschäftslokal, Ordination, 

Garage etc.) frei nutzen, vermieten oder leerstehen lassen und für sein Wohnungseigentumsobjekt auto-

nom Entscheidungen z.B. über den Strombezug, Versicherung oder Reparaturen und Instandhaltungsmaß-

nahmen im Inneren treffen, wofür er/sie selbst die Kosten zu tragen hat. Dieses Verwaltungsrecht endet 

jedoch an den allgemeinen Teilen wie der Gebäudeaußenhaut, tragenden Wänden und gemeinsamen Lei-

tungen, die in die Zuständigkeit der Eigentümergemeinschaft fallen. Das betrifft z.B. auch Schäden an den 

Außenfenstern des Wohnungseigentumsobjekts oder in den Wänden verlaufende Versorgungsleitungen 

(z.B. Gas- oder Wasserleitungen), wenn dadurch ein ernster Schaden des Hauses zu befürchten ist.     

Der/die jeweilige Wohnungseigentümer:in hat auf seine/ihre Kosten das Wohnungseigentumsobjekt und 

die dafür bestimmten Einrichtungen (wie Strom-, Gas- und Wasserleitungen sowie Heizungs- und Sanitär-

anlagen) samt Zubehör so weit zu warten und instand zu halten, dass den übrigen Eigentümer:innen kein 

Nachteil erwächst (§ 16 WEG).  

3.1. Änderungen am Wohnungseigentumsobjekt: Was dürfen Wohnungseigentü-
mer:innen? 

Ein/eine Wohnungseigentümer:in ist zu Änderungen (einschließlich Widmungsänderungen) an ihrem Woh-

nungseigentumsobjekt auf ihre Kosten berechtigt. Änderungen am Wohnungseigentumsobjekt, die räum-

lich nicht über dieses hinaus gehen, können vom Wohnungseigentümer grundsätzlich auf seine Kosten 

ohne Zustimmung aller anderen Wohnungseigentümer vorgenommen werden. Es gilt aber zu beachten, 

dass die beabsichtigten Arbeiten weder eine Schädigung des Hauses noch eine erhebliche Beeinträchti-

gung schutzwürdiger Interessen der anderen Wohnungseigentümer, besonders auch keine Beeinträchti-

gung der äußeren Erscheinung des Hauses, noch eine Gefahr für die Sicherheit von Personen, des Hauses 
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oder von anderen Sachen zur Folge haben dürfen (= „negative Voraussetzungen“). Änderungen, die über 

das bloß Bagatellhafte hinausgehen, sind bereits genehmigungsbedürftig. 

Sofern die Beeinträchtigung schutzwürdiger Interessen anderer Wohnungseigentümer:innen auch nur 

möglich ist, bedarf eine beabsichtigte Änderung sohin der Zustimmung aller übrigen Wohnungseigentü-

mer:innen. Wird diese nicht oder nicht vollständig erlangt, kann der/die änderungswillige Wohnungseigen-

tümer:in  ersatzweise eine Genehmigung durch den Außerstreitrichter beim zuständigen Bezirksgericht be-

antragen. Weder ist ein Mehrheitsbeschluss durch die Eigentümergemeinschaft ausreichend, noch ist der 

Verwalter berechtigt, derartige Zustimmungen zu erteilen oder zu verweigern.  

Jedenfalls zustimmungspflichtig sind Widmungsänderungen aber auch bauliche Änderungen, deren Aus-

wirkungen nicht auf das Innere des Wohnungseigentumsobjekts beschränkt bleiben und für die allgemeine 

Teile in Anspruch genommen werden oder sich auf das äußere Erscheinungsbild auswirken.  

→ So sind beispielsweise für die Anbringung von Außenjalousien, Markisen oder eines Außenkli-
mageräts, einer (die Wohnung versorgende) PV-Anlage oder Wärmepumpe am Balkon, Fas-
sade oder Dach jedenfalls alle Eigentümer:innen zu fragen oder die ersatzweise Genehmi-
gung des Außerstreitrichters erforderlich. Für die Anbringung von Beschattungsvorrichtungen 
gelten nunmehr allerdings Erleichterungen (siehe auch Erleichterungen durch „Zustimmungs-
fiktion“) 

→ Das gilt auch für die Anbringung eines „Balkonkraftwerks“. Daran, dass die übrigen Eigentü-
mer gefragt werden müssen, haben auch die jüngsten Gesetzesnovellierungen nichts geän-
dert. Lediglich der Weg, die Zustimmung zu erlangen, wurde mit der „Zustimmungsfiktion“, 
wie später noch gezeigt wird, vereinfacht.    

→ Will ein Wohnungseigentümer seine „dezentrale“ Gasetagenheizung z.B. durch Infrarotpa-
neele ersetzen, kann er das, ohne die anderen Eigentümer damit zu befassen, tun.  Sobald 
jedoch mit dem Heizungstausch außerhalb des Wohnungseigentumsobjekts allgemeine Teile 
(Außenhaut, Fassade, Dach) beansprucht werden, ist nach dem Wohnungseigentumsgesetz 
eine Zustimmung der übrigen erforderlich.   

→ Möchte eine Wohnungseigentümer:in z.B. eine Split-Klimaanlage einbauen, so wird ein Kom-
pressor regelmäßig an der Außenfassade bzw. am Dach des Hauses montiert und durch eine 
Maueröffnung über einen Schlauch mit dem Gebläse im Inneren des Wohnungseigentumsob-
jekts verbunden. Das Anbringen eines Geräts außerhalb des Wohnungseigentumsobjekts so-
wie die Maueröffnung für den Schlauch stellen dabei die zustimmungspflichtigen Änderungen 
an den allgemeinen Teilen dar. 

→ Änderungen, die ein/eine Wohnungseigentümer:in frei umsetzen kann, sind z.B. der Tausch 
des Bodenbelags, eine Badsanierung (Tausch der Fliesen und Sanitäranlagen), Tausch eines 
Wasserboilers. 

Die übrigen Wohnungseigentümer:innen dürfen ihre Zustimmung allerdings nicht verweigern, wenn die be-

absichtigte Änderung weder eine Schädigung des Hauses noch eine Beeinträchtigung schutzwürdiger Inte-

ressen der anderen Wohnungseigentümer:innen, besonders auch keine Beeinträchtigung der äußeren Er-

scheinung des Hauses, noch eine Gefahr für die Sicherheit von Personen, des Hauses oder von anderen 

Sachen zur Folge haben. Wird die Zustimmung nicht erteilt, hat der/die änderungswillige Wohnungseigen-

tümer:in die Möglichkeit, über einen Antrag beim Bezirksgericht die ersatzweise Zustimmung durch das Au-

ßerstreitgericht zu erwirken.  
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Folgen eigenmächtiger Änderungen 

Die gelebte Praxis im Wohnungseigentum sieht natürlich anders aus: Sanierungen von Wohnungseigen-

tumsobjekten, die in die allgemeinen Teile eingreifen, werden vielfach einfach durchgeführt, ohne die Zu-

stimmung aller Wohnungseigentümer oder richterliche Ersetzung einzuholen. Der/die betreffende Woh-

nungseigentümer:in läuft hier aber Gefahr, schadenersatzpflichtig zu werden oder schlimmstenfalls Um-

bauten wieder rückbauen zu müssen. 

3.2. Voraussetzungen für die Inanspruchnahme allgemeiner Teile  

Wenn für eine beabsichtigte Änderung einzelner Wohnungseigentümer:innen auch allgemeine Teile der Lie-

genschaft in Anspruch genommen werden (müssen), und die Zustimmung aller Wohnungseigentümer:in-

nen nicht erteilt wird, und die fehlende Zustimmung sodann in einem Gerichtsverfahren ersetzt werden soll, 

hat der oder die Änderungswillige als zusätzliche Voraussetzung nachzuweisen, dass die Änderung entwe-

der der Übung des Verkehrs oder einem wichtigen Interesse der Wohnungseigentümer:in dient.  

Wann ist eine Änderung verkehrsüblich?  

Nach der Judikatur sind hierfür zwei Gesichtspunkte relevant: Einerseits wird eruiert, ob bereits in Vergan-

genheit Wohnungseigentumsobjekte derselben Liegenschaft derart verändert wurden, wie ein Wohnungs-

eigentümer jetzt Änderungen plant, bzw. ob bei Wohnungseigentumsbegründung derartige baulich Ausfüh-

rungen vorhanden waren. Andererseits wird die Umgebung der Liegenschaft untersucht, ob die gewünschte 

Änderung bei (ähnlich) bebauten anderen Liegenschaften vorzufinden ist. 

→ Beispiel: Wenn ein Wohnungseigentümer seine Loggia verglasen möchte und bereits mehrere 
Loggien im selben Gebäude oder in vergleichbaren Gebäuden in der Umgebung verglast sind, 
spricht das für Verkehrsüblichkeit. Außenklimaanlagen oder Wärmepumpen am Dach gelten 
bisher idR nicht als verkehrsüblich. 3 Die Judikatur ist dazu ist sehr einzelfallbezogen.  

Was wird als „wichtiges Interesse“ erachtet? 

Ein wichtiges Interesse an einer Änderung hat ein Wohnungseigentümer dann, wenn ihm diese eine zeit-

gemäße Nutzung seines Wohnungseigentumsobjekts ermöglicht. Er wird dieses im Gerichtsverfahren vor-

bringen und mitunter auch nachweisen müssen.  

→ Nach der bisherigen Judikatur des OGH dient z.B. der Einbau eines Klimasplitgeräts in eine 
Dachgeschoßwohnung dann einem wichtigen Interesse, wenn die Bewohner alle sonstigen 
Möglichkeiten zur Beschattung und damit Vermeidung sommerlicher Überhitzung ohne Erfolg 
ausgeschöpft haben UND aufgrund ihres Berufs (Schichtdienst) auch tagsüber schlafen müs-
sen.   

→ Nicht jede gewünschte Änderung dient aber einem wichtigen Interesse. „Luxusumbauten“, 
Änderungen, die va den Verkehrswert erhöhen oder aber auch eine Steigerung der Lebens-
qualität bezwecken sollen, hat der Gesetzgeber jedenfalls nicht vor Augen gehabt, selbst 
wenn die Motive für die Änderung verständlich sind (z.B. der Einbau eines zweiten Badezim-
mers in eine 140m2 große Wohnung ist nach der Judikatur „Luxus“). 

 
3 Siehe dazu jüngst 5 Ob 100/24a, zB Verkehrsüblichkeit verneint bei Balkonzubauten 5 Ob 42/25z 
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3.3. Privilegierte Maßnahmen 

Bei den sogenannten „privilegierten“ Änderungen wird die Verkehrsüblichkeit bzw. das wichtige Interesse 

vermutet. Hierbei handelt es sich um: 

• Die Einbeziehung oder den Einbau einer Wasserentnahmestelle oder eines Klosetts in das Innere 

des Wohnungseigentumsobjekts,  

• die Errichtung von Strom-, Gas-, Wasser- oder Fernsprechleitungen,  

• Beheizungsanlagen und ähnlichen Einrichtungen,  

• die barrierefreie Ausgestaltung eines Wohnungseigentumsobjekts oder von allgemeinen Teilen der 

Liegenschaft,  

• die Anbringung einer Vorrichtung zum Langsamladen eines elektrisch betriebenen Fahrzeugs,  

• einer Photovoltaikanlage am Balkon oder an der Terrasse zur Versorgung des Wohnungseigentum-

sobjekts sowie von  

• nach dem Stand der Technik notwendigen Einrichtungen für den Rundfunkempfang und den Emp-

fang digitaler Dienstleistungen, sofern der Anschluss an eine bestehende Einrichtung nicht mög-

lich oder nicht zumutbar ist.  

Auch für diese baulichen Änderungen wären zunächst die übrigen Eigentümer:innen zu fragen. Diese Arbei-

ten gelten aber insofern als „privilegiert“, als für diese Maßnahmen im Falle eines gerichtlichen Genehmi-

gungsverfahrens die Prüfung der Verkehrsüblichkeit bzw. des wichtigen Interesses entfällt. Das kann die 

praktische Durchsetzung wesentlich erleichtern. Das Vorliegen der übrigen Voraussetzungen (keine Schä-

digung des Hauses, keine Beeinträchtigung schutzwürdiger Interessen wie insbesondere auch keine Beein-

trächtigung der äußeren Erscheinung des Hauses, keine Gefahr für die Sicherheit von Personen, des Hauses 

oder von anderen Sachen) muss dennoch geprüft werden. 

Die Umrüstung einer bestehenden Beheizungsanlage (z.B. von einer dezentralen Gasetagenheizung auf 

eine dezentrale Wärmepumpe) ist nach der Rechtsprechung nicht von der Privilegierung des § 16 Abs 2 Z 2 

WEG erfasst. 

→ Der Austausch einer Gasheizung gegen eine Wärmepumpe gilt nach aktueller Rechtspre-
chung4 nicht als privilegierte Änderung. Privilegiert ist nach Ansicht des OGH nur die Neu-
schaffung einer bisher nicht vorhandenen Anlage, nicht jedoch die Umgestaltung einer beste-
henden Anlage, etwa durch den Tausch des Heizungssystems. Im vorliegenden Fall ersetzte 
ein Wohnungseigentümer seine Gasetagenheizung durch eine am Dach installierte Wärme-
pumpe. Da nach Ansicht der Gerichte der Wechsel des Heizungssystems keine privilegierte 
Änderung darstellt, war zu prüfen, ob die Änderung entweder verkehrsüblich oder ein wichti-
ges Interesse vorliegt. Das Gericht erkannte im konkreten Fall weder die eine Voraussetzung 
noch die andere als erfüllt, weshalb keine gerichtliche Genehmigung erteilt wurde.  

→ Ebenfalls wurde die Umrüstung von Hochtemperatur-Radiatoren einer Eigentumswohnung, 
die von einer bestehenden gemeinsamen Hauszentralheizung versorgt wurden, auf eine Nied-
rigtemperatur-Fußbodenheizung von der Judikatur nicht als privilegierte Änderung gesehen. 
Dies hat zur Folge, dass für eine gerichtliche Ersetzung der fehlenden Zustimmung der ande-
ren Eigentümer:innen die Verkehrsüblichkeit oder das Vorliegen eines wichtigen Interesses 

 
4 5 Ob 100/24a, jüngst 5 Ob42/25z 
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des Wohnungseigentümers nachgewiesen werden muss.  Beides lag nach Ansicht des OGH5 
im konkreten Einzelfall nicht vor.  

3.4. Erleichterungen durch „Zustimmungsfiktion“ 

Da Änderungswünsche bereits häufig an fehlenden Rückmeldungen von Miteigentümer:innen scheitern, 

wurden mit der WEG-Novelle 2022 Erleichterungen für die Erlangung der Zustimmung für konkret be-

stimmte klimaschutzpolitische oder gesellschaftlich erwünschte Maßnahmen vorgesehen. Die Zustim-

mungsfiktion ermöglicht, dass ausnahmsweise auch das Schweigen der übrigen Wohnungseigentümer 

nach ordnungsgemäßer Verständigung als Zustimmung gewertet wird, sofern kein Widerspruch innerhalb 

von 2 Monaten erfolgt. Voraussetzung dafür ist, dass alle Eigentümer:innen verständigt, die geplante Maß-

nahme in der Verständigung klar und verständlich beschrieben und auf die Rechtsfolgen des Schweigens 

hingewiesen wird.  

Diese „Zustimmungsfiktion“ jedoch gilt nur für folgende Änderungen:  

• die Anbringung einer Vorrichtung zum Langsamladen eines elektrisch betriebenen Fahrzeugs,  

• einer Solaranlage/PV-Anlage an einem als Reihenhaus oder Einzelgebäude errichteten Wohnungs-

eigentumsobjekt,  

• einer steckerfertigen Photovoltaik-Kleinsterzeugungsanlage am Balkon oder an der Terrasse,  

• sich in das Erscheinungsbild des Hauses harmonisch einfügende Vorrichtungen zur Beschattung 

(wie z.B. Außenjalousien, Markisen) eines Wohnungseigentumsobjekts, 

• die barrierefreie Ausgestaltung eines Wohnungseigentumsobjekts oder von allgemeinen Teilen der 

Liegenschaft sowie  

• der Einbau von einbruchsicheren Türen.  

ZUSTIMMUNGSFIKTION – FIX IST NIX 

Zu bedenken ist, dass die Zustimmungsfiktion nachträglich gerichtlich bekämpft werden kann. Stellt 

sich z.B. heraus, dass die Verständigung nicht zugestellt wurde oder ein Widerspruch in Folge von z.B. 

Krankheit (Koma) oder längerer Abwesenheit nicht möglich war, kann ein/eine Wohnungsei-

gentümer:in eine auch bereits erfolgte Änderung später bekämpfen.  Eine wesentliche und dauernde 

Beeinträchtigung eines Wohnungseigentums- oder Zubehörobjekts, muss ebenfalls nicht geduldet 

werden, selbst wenn ein Widerspruch unterlassen wurde. Zeigt sich z.B. auch, dass die Änderung an-

ders als in der Verständigung dargestellt ausgeführt worden sein sollte, kann es im Nachhinein zu 

Schwierigkeiten kommen. 

Muss für eine beabsichtigte Änderung das Wohnungseigentumsobjekt einer anderen Wohnungseigentü-

mer:in in Anspruch genommen werden, so bedarf es auch der Zustimmung des Betroffenen. Die Woh-

nungseigentümer:in, die die Änderung durchführt, hat die beeinträchtigte Wohnungseigentümer:in ange-

messen zu entschädigen. Ist die Änderung wesentlich und mit einer dauernden Beeinträchtigung verbun-

den, kann die Zustimmung auch verweigert werden, wenn diese bei billiger Abwägung aller Interessen un-

zumutbar ist. 

 
5 5 Ob 13/17y, sowie 5 Ob 113/15a (Niedrigtemperatur – Fußbodenheizung statt Hochtemperatur – Fußbodenheizung), oder 5 Ob 
15/21y (Installation einer Fußbodenheizung) 
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Kostentragung bei einer späteren Haussanierung 

Sämtliche Kosten, die aus der jeweiligen Änderung resultieren, sind von dem oder den ändernden Mit- und 

Wohnungseigentümer:innen zu tragen. Das betrifft sowohl die Kosten der Änderung selbst, als auch einen 

der Eigentümergemeinschaft nachträglich entstehenden höheren Aufwand in der laufenden Erhaltung.  

→ Hat z.B. ein Wohnungseigentümer im Rahmen einer Änderung Rollläden an seinen Fenstern 
angebracht, so müssen diese für einen Fenstertausch (Fenster = Außenfassade; Erhaltungs-
pflicht der Eigentümergemeinschaft) entfernt, gelagert und später wieder montiert werden. 
Diese Arbeiten, da Nebenarbeiten der Fenstersanierung, sind von der Gemeinschaft zu orga-
nisieren, zu bezahlen und danach dem betreffenden Wohnungseigentümer weiter zu verrech-
nen. 

→ Dabei gilt, dass die Eigentümergemeinschaft zunächst die Erhaltungsarbeiten beauftragt und 
bezahlt. Danach werden die der Eigentümergemeinschaft entstandenen Mehrkosten dem 
verursachenden Wohnungseigentümer weiterverrechnet. 

4. Verwaltung versus Verfügung – Zuständigkeiten bei Sanierungsmaß-
nahmen 

Bei baulichen Änderungen oder Sanierungsmaßnahmen in einer Wohnungseigentumsanlage ist zunächst 

zu klären, ob es sich um eine Verwaltungsmaßnahme oder eine Verfügung handelt. Diese Einordnung ist 

nicht immer klar zu treffen, ist aber entscheidend dafür, ob die Eigentümergemeinschaft zuständig (und 

allenfalls mehrheitlich beschlossen werden kann) oder als Verfügungsmaßnahme die Zustimmung aller 

Wohnungseigentümer erforderlich ist.  

4.1. Was ist Verwaltung? 

Der Begriff ‚Verwaltung‘ ist im WEG nicht ausdrücklich definiert. Gemeint sind Maßnahmen, die dem Be-

trieb, der Erhaltung und der Verbesserung der gemeinsamen Liegenschaft dienen – etwa Reparaturen, 

Wartungen oder nützliche bauliche Verbesserungen an allgemeinen Teilen. Verwaltungshandlungen die-

nen dem gemeinschaftlichen Interesse, betreffen das Gemeinschaftsgut und können in der Regel mehr-

heitlich beschlossen werden. Diese werden unterteilt in ordentliche und außerordentliche Verwaltung. 

Der/die Verwalter:in darf nur solche Maßnahmen setzen, die in die Zuständigkeit der Eigentümergemein-

schaft fallen – also Verwaltungsakte im engeren Sinn.  

→ Z.B Reparaturen an allgemeinen Teilen, die Sanierung oder Austausch schadhafter Fenster 
(auch in Wohnungen), die Sanierung der Gebäudehülle, Reparatur oder Erneuerung einer be-
stehenden gemeinsamen Wärmeversorgungsanlage, der nachträglicher Einbau eines Aufzugs 
(der allen Eigentümern zugänglich ist). Die Eigentümergemeinschaft kann solche Maßnah-
men (mehrheitlich) beschließen, wobei überstimmten Eigentümern Minderheitsrechte (z. B. 
Anfechtung) zustehen. 

4.2. Was ist Verfügung? 

Verfügungen betreffen das Eigentumsrecht selbst, die Anteilsrechte der Wohnungseigentümer:in (z.B. ein 

Verkauf oder eine Verpfändung des eigenen Miteigentumsanteils) aber auch „tiefgreifende bauliche 
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Maßnahmen“.6  Sie greifen in die Substanz der Liegenschaft oder der Eigentumsanteile ein und erfordern 

immer die Zustimmung aller Wohnungseigentümer:innen. Die Eigentümergemeinschaft ist hierfür nicht 

zuständig. Man unterscheidet zwischen Sachverfügungen (z. B. Verkauf eines allgemeinen Teils wie einer 

ehemaligen Hausbesorgerwohnung) und Anteilsverfügungen (z. B. Verkauf, Schenkung oder Belastung mit 

einem Pfandrecht der Anteilsrechte eines Wohnungseigentümers). 

4.3. Beispiele für Verwaltungs- und Verfügungsmaßnahmen 

→ Die nachträgliche Errichtung eines Aufzugs ist dann eine Verwaltungsmaßnahme, wenn damit 
gemeinschaftliche Interessen bedient werden und allen Teilhabern grundsätzlich die Nut-
zung ermöglicht (bzw. zumindest niemanden von der Nutzung ausschließt). Die Eigentümer-
gemeinschaft kann eine solche Verbesserung grundsätzlich als außerordentliche Verwal-
tungsmaßnahme mehrheitlich beschließen. Den überstimmten Eigentümer:innen kommen 
Minderheitsrechte zu (Möglichkeit der Beschlussanfechtung). Anders hingegen hat der OGH 
die nachträgliche Errichtung eines Aufzugs beurteilt, der nur bestimmte Stockwerke ansteu-
ern sollte. Diese Maßnahme wertete der OGH als Verfügungsmaßnahme, für die ein Mehr-
heitsbeschluss nicht ausreicht, weil hier im konkreten Fall Einzelinteressen und nicht Ge-
meinschaftsinteressen bedient werden sollten.      

→ Auch die nachträgliche Errichtung einer gemeinsamen Wärmeversorgungsanlage, die allen 
Nutzungsobjekten zumindest einen Anschluss ermöglicht, ist grundsätzlich als außerordentli-
che Verwaltungsmaßnahme einem Mehrheitsbeschluss zugänglich, mit der Möglichkeit der 
Beschlussanfechtung durch die überstimmte Minderheit. Die Grenzen würden allerdings dort 
überschritten, wenn beispielsweise für die Schaffung einer Heiztechnikzentrale einem Woh-
nungseigentümer das Nutzungsrecht an seinem (Zubehör-)Kellerabteil entzogen werden 
müsste. Ein solcher Eingriff wäre nicht mehr vom Verwaltungsbegriff gedeckt und wohl als 
„Verfügung“ zu werten.  Eben so wenig könnte ein Wohnungseigentümer – zumindest nach 
der geltenden Rechtslage - gegen seinen Willen verpflichtet werden, sich an einer neuen ge-
meinsamen Wärmeversorgungsanlage anzuschließen oder seine bisherige Heizung aufzuge-
ben. Auch das wäre eine Verfügung, die nur mit Zustimmung erfolgen kann.   

Änderungen durch einzelne Wohnungseigentümer, die allgemeine Teile betreffen (z.B nachträgliche An-

bringung einer Klimaanlage des Wohnungseigentümers an der Fassade, ein Balkonanbau) benötigen als 

Verfügungsmaßnahme die Zustimmung aller anderen Eigentümer. Diese Zustimmung kann unter be-

stimmten Voraussetzungen gerichtlich ersetzt werden – ein Mehrheitsbeschluss reicht aber nicht aus. 

(siehe 3. Änderungen am Wohnungseigentumsobjekt: Was dürfen Wohnungseigentümer:innen?) Der Ver-

waltung als Vertreter der Eigentümergemeinschaft kommt in diesen Fragen keine Zuständigkeit zu.   

WICHTIG ZU WISSEN  

Nur Maßnahmen der ordentlichen und außerordentlichen Verwaltung sind einer Beschlussfassung 

zugänglich, nicht aber Verfügungen.  Diese obliegen ausnahmslos den Wohnungseigentümern.    

Der Verwalter darf nur Maßnahmen setzen, die in den Zuständigkeitsbereich der Eigentümergemein-

schaft fallen. 

Die Eigentümergemeinschaft hat keine Entscheidungsbefugnis über Verfügungen. Die Eigentümerge-

meinschaft hat nur Rechtspersönlichkeit in Belangen der Verwaltung. Darüber hinaus kann sie keine 

 
6 Terlitza in GeKo Wohnrecht II2, § 28 WEG Rz 63 mwN. 
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Rechtsgeschäfte abschließen. Daher ist sie in Belangen der Verfügung, sowohl der Sach- als auch der 

Anteilsverfügung, nicht zuständig.  

Die Grenze zwischen Verwaltung und Verfügung ist nicht immer eindeutig – im Zweifel ist eine rechtli-

che Prüfung sinnvoll.  

5. Verwaltung der Liegenschaft  

Das WEG definiert den Verwaltungsbegriff zwar nicht, unterscheidet aber ausdrücklich zwischen Maßnah-

men der ordentlichen und außerordentlichen Verwaltung. Die Unterscheidung ist auch im Hinblick auf 

klimawirksame Sanierungsmaßnahmen – seien es thermisch-energetische Verbesserungen oder auch 

beim dekarbonisierenden Heizungstausch – bedeutsam.  

Im Bereich der ordentlichen Verwaltung (§ 28 WEG) darf – abgesehen von wenigen Ausnahmen – die Haus-

verwaltung eigenständig handeln oder ist sogar verpflichtet, tätig zu werden.7 Die bestellte Verwaltung 

muss keine Beschlussfassung veranlassen, sofern keine anderslautenden Vertragsbestimmungen existie-

ren oder konkrete Mehrheitsweisungen der Eigentümergemeinschaft vorliegen.  

Außerordentliche Verwaltung (§ 29 Abs. 1 WEG) betrifft Maßnahmen, die über die gewöhnliche Verwaltung 

hinausgehen – wie es bei umfassenden Sanierungen oder Umstellungen auf klimafreundliche Heizsysteme 

idR der Fall sein wird. Außerordentliche Verwaltungsmaßnahmen bedürfen zwingend eines rechtswirksa-

men Mehrheitsbeschlusses der Eigentümergemeinschaft (§ 29 Abs. 6 WEG), bevor sie umgesetzt werden 

dürfen. 

Während Beschlüsse über Maßnahmen der ordentlichen Verwaltung nur aus formellen Gründen angefoch-

ten werden können und auch sofort vollziehbar sind (selbst wenn eine Anfechtung eingebracht wird), steht 

bei Beschlüssen über Maßnahmen der außerordentlichen Verwaltung (iSd § 29 Abs 1 WEG) den überstimm-

ten Wohnungseigentümern über die formelle Beschlussanfechtung auch die Möglichkeit einer inhaltlichen 

Beschlussanfechtung (wegen übermäßiger Beeinträchtigung oder fehlender Kostendeckung in der Rück-

lage gem. § 29 Abs 2 WEG) offen. 

WICHTIG ZU WISSEN  

Eine Anfechtung hat im Fall eines Beschlusses einer außerordentlichen Maßnahme nach § 29 Abs 1 

WEG eine aufschiebende Wirkung – der Beschluss darf bis zur gerichtlichen Klärung nicht umgesetzt 

werden. Diese Unterschiede sind besonders bei größeren Sanierungsvorhaben relevant, da sie sowohl 

die Planungssicherheit als auch den zeitlichen Ablauf beeinflussen können. 

5.1. Ordentliche Verwaltung 

Zur ordentlichen Verwaltung zählen Maßnahmen, die der Erhaltung und dem laufenden Betrieb des ge-

meinschaftlichen Eigentums dienen, im Interesse aller Miteigentümer:innen liegen und keine besonderen 

Kosten oder Finanzierungsprobleme verursachen. In diesem Bereich kann und soll die Hausverwaltung 

eigenständig handeln, ohne vorherige Beschlussfassung. Sobald eine Maßnahme notwendig oder 

 
7 siehe etwa RS0083447 
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zweckmäßig erscheint, ist die Verwaltung verpflichtet, tätig zu werden. Die Eigentümer:innen könnten der 

Verwaltung auch im Rahmen der ordentlichen Verwaltung über Mehrheitsbeschluss verbindliche Weisun-

gen erteilen. 

Maßnahmen der ordentlichen Verwaltung sind nach § 28 WEG u.a.  Verwaltungsmaßnahmen zur 

• Erhaltung der allgemeinen Teile, inklusive baulicher Veränderungen, die über den Erhaltungs-

zweck nicht hinausgehen 

• Behebung ernster Schäden des Hauses im Inneren eines Wohnungseigentumsobjekts 

• Bildung einer angemessenen Rücklage 

• Aufnahme eines Instandhaltungsdarlehens für Erhaltungsarbeiten 

Daneben zählt aber natürlich auch die Organisation des Betriebs, Vorschreibung und Verteilung der Kos-

ten des laufenden Aufwands (Abrechnung), die Beaufsichtigung der Liegenschaft (Hausbegehungen und 

Erhebung des Erhaltungszustands) zu den Aufgaben der ordentlichen Verwaltung. 

Umfang der Erhaltungspflicht der Eigentümergemeinschaft  

Die Eigentümergemeinschaft ist im Rahmen der ordentlichen Verwaltung gesetzlich verpflichtet, für den 

ordnungsgemäßen Zustand der Liegenschaft zu sorgen. Diese Pflicht ergibt sich aus § 28 Abs. 1 Z 1 WEG 

und umfasst folgende Bereiche: 

1. ordnungsgemäße Erhaltung der allgemeinen Teile der Liegenschaft 

Die Eigentümergemeinschaft muss dafür sorgen, dass alle allgemeinen Gebäudeteile instandgehalten 

werden. Dazu zählen insbesondere: 

• Flächen und Einrichtungen außerhalb der Wohnungseigentumsobjekte (wie z. B. Gänge, Trep-

penhäuser) sowie allgemeine Teile, die nicht in Sondernutzung Einzelner stehen  

• Bauteile, die funktional nicht einer bestimmten Wohnung zugeordnet werden können (z. B. De-

cken, tragende Wände). 

Jede ordnungsgemäße Erhaltungsarbeit an diesen allgemeinen Teilen fällt unter die ordentliche Verwaltung 

– auch wenn noch kein ernster Schaden vorliegt. 

2. Behebung von ernsten Schäden in einer Wohnung 

Die Pflicht zur Erhaltung erstreckt sich auch auf bauliche Maßnahmen in oder an einzelnen Wohnungsei-

gentumsobjekten, wenn dort ein ernster Schaden am Haus vorliegt. Auch hier ist die Gemeinschaft gefor-

dert, notwendige Reparaturen zu veranlassen. 

3. Betrieb gemeinsamer Anlagen 

Die Eigentümergemeinschaft ist außerdem für die Funktionsfähigkeit gemeinschaftlich genutzter Anlagen 

verantwortlich.  

→ Dazu zählen etwa gemeinsame Wärmeversorgungsanlagen, Aufzüge, zentrale Waschküchen, 
Spielplätze etc. 
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Arbeiten zur Aufrechterhaltung des Betriebes bestehender, der gemeinsamen Benützung dienender Anla-

gen8, fallen unter die Erhaltungspflicht der Eigentümergemeinschaft. Diese Verpflichtung entspricht inhalt-

lich den Pflichten, die ein/eine Vermieter:in gegenüber einem/einer Mieter:in hat. Es muss jedoch immer 

eine konkrete Reparaturbedürftigkeit, ein drohender Schaden oder eine Funktionseinschränkung vorliegen.  

→ Die zur Aufrechterhaltung des Betriebs einer bestehenden Gemeinschaftsanlage dienenden 
Arbeiten sind Erhaltungsmaßnahmen und fallen daher grundsätzlich unter die ordentliche 
Verwaltung; dies selbst dann, wenn die Anlage aus wirtschaftlichen Gründen neu errichtet 
werden muss, um sie in Betrieb zu halten. 9 

→ Auch eine Heizungspumpe, die im konkreten Fall nur eine WE-Einheit versorgte, aber im Vor-
haus der Anlage als Teil des Technik- und Verteilerkastens bestand, fällt als ordentliche Ver-
waltung in die Erhaltungspflicht der Eigentümergemeinschaft.10 

Ordnungsgemäße Erhaltung und dynamischer Erhaltungsbegriff 

Unter Erhaltung werden sämtliche Reparaturen bis zum (gänzlichen) Tausch von Bauteilen oder techni-

schen Anlagen, die im gemeinsamen Eigentum aller Wohnungseigentümer sind, also der allgemeinen Teile, 

verstanden. 

→ Das WEG verweist hinsichtlich der Erhaltung der allgemeinen Teile der Liegenschaft auf den 
Erhaltungsbegriff im Mietrechtsgesetz (§ 3 MRG). „Der Vermieter hat nach Maßgabe der recht-
lichen, wirtschaftlichen und technischen Gegebenheiten und Möglichkeiten dafür zu sorgen, 
dass das Haus, die Mietgegenstände und die der gemeinsamen Benützung der Bewohner des 
Hauses dienenden Anlagen im jeweils ortsüblichen Standard erhalten und erhebliche Gefah-
ren für die Bewohner beseitigt werden.“ Durch den Verweis in § 28 WEG auf § 3 Mietrechtsge-
setz ist der mietrechtliche Erhaltungsbegriff und die mietrechtliche Judikatur auch für das 
Wohnungseigentum relevant.  

Erhaltungsmaßnahmen (im Sinne des § 3 Abs 2 MRG) setzen allerdings immer einen Mangel im Sinne einer 

Reparaturbedürftigkeit, eine Funktionseinschränkung oder zumindest eine Schadensgeneigtheit vo-

raus, lassen aber auch Verbesserungen im Sinne der Entwicklung der Bautechnik zu. Man spricht hier vom 

„dynamischen“ Erhaltungsbegriff.   

→ Sind z.B. Fenster kaputt und können nicht mehr repariert werden, so ist deren Tausch als 
Maßnahme der ordentlichen Verwaltung zu sehen. Zweckmäßige und wirtschaftlich gebotene 
Erneuerungen gehören nach der Rechtsprechung auch dann noch zur Erhaltung und somit 
zur ordentlichen Verwaltung, wenn dabei Veränderungen vorgenommen werden, die gegen-
über dem vorigen Zustand als "Verbesserungen“ anzusehen sind. 

IdR gibt es keine Verpflichtung, bereits bestehende Gebäude den aktuellen baurechtlichen Bestimmun-

gen und dem Stand der Technik laufend anzupassen (nachzurüsten). Müssen aber Erhaltungsmaßnahmen 

gesetzt werden, da Bauteile kaputt oder zumindest reparaturbedürftig sind, dann sind diese „dynamisch“, 

nach den aktuellen baurechtlichen Bestimmungen und dem aktuellen Stand der Technik, durchzuführen.  

 
8 iSd § 28 WEG 2002 iZm § 3 Abs 2 Z 3 MRG 
9 OGH 5 Ob 23/15s zu einem Schwimmbecken 
10 5 Ob 230/13d 
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Nicht nur gefühlt geht mit einer Erhaltungsmaßname nach einem neuen technischen Standard eine Ver-

besserung einher. Ist eine Reparatur die Folge eines Schadens oder zumindest einer Schadengeneigtheit, 

so handelt es sich um eine Maßnahme der Erhaltung und nicht der Verbesserung. 

→ z.B. Balkone müssen saniert werden: Die bestehenden Balkongeländer haben eine Höhe von 
90 cm. Diese Ausführung entspricht den Anforderungen der Bauordnung, zum Zeitpunkt der 
Errichtung der Gebäude und ist auch im Baubescheid so vorgeschrieben worden. Eine Sanie-
rung hat jedoch nach den aktuellen Bauvorschriften zu erfolgen. Diese schreiben je nach Ab-
sturzhöhe eine Geländerhöhe von 100 bzw. 110 cm vor. Die sanierten/im Zuge der Sanierung 
ausgetauschten Geländer werden höher ausgeführt werden müssen, als diese ursprünglich 
ausgeführt waren. Die höheren Geländer stellen keine Verbesserung dar. 

→ Auf der Liegenschaft sind noch 50 Jahre alte zwei-Scheiben- Holzfenster verbaut, die ge-
tauscht werden müssen. Nach dem Stand der Technik werden jetzt drei-Scheiben Kunststoff-
fenster als Standard verbaut. Diesen bieten mit Sicherheit einen besseren Dämmwert und 
Schallschutz als die alten Fenster. Da der Anlass des Fenstertauschs aber nicht eine ge-
wünschte verbesserte Schutzwirkung, sondern eine notwendige Reparatur ist, ist der Tausch 
als Erhaltungsmaßnahme zu sehen und nicht als Verbesserung. 

→ Derzeit gibt es in Österreich keine gesetzliche Pflicht Bestandsgebäude energetisch zu sanie-
ren. Zu beachten ist allerdings, dass bei „größeren Sanierungen“ an der Gebäudehülle unter-
schiedliche Anforderungen zur Energieeinsparung und zum Wärmeschutz relevant werden 
können. Die Anforderungen dazu variieren je nach Bundesland, da die Bauvorschriften Län-
dersache sind. Die zentrale technische Grundlage hierfür bildet die OIB-Richtlinie 6 („Energie-
einsparung und Wärmeschutz“, derzeit gerade in Überarbeitung), die in den jeweiligen landes-
rechtlichen Bauvorschriften – wie z.B. in Wien durch §§ 1 und 2 WBTV 2023 in Verbindung mit 
§ 122 BO für Wien – Verbindlichkeit erhält. Wenn in einem solchen Fall öffentlich-rechtliche 
Vorgaben die Einhaltung von Mindesteffizienzstandards vorsehen, wird auch von Erhaltungs-
arbeiten auszugehen sein.     

Energiesparende Maßnahmen als „fiktive“ Erhaltungsarbeiten 

Energiesparende Maßnahmen wie „die Installation von technisch geeigneten Gemeinschaftseinrichtun-

gen zur Senkung des Energieverbrauchs oder die der Senkung des Energieverbrauchs sonst dienenden 

Ausgestaltung des Hauses“ können unter bestimmten Umständen ebenso Erhaltungsmaßnahmen dar-

stellen. Voraussetzung dafür ist jedoch, dass die hierfür erforderlichen Kosten in einem wirtschaftlich ver-

nünftigen Verhältnis zum allgemeinen Erhaltungszustand des Hauses und den zu erwartenden Einsparun-

gen stehen (§ 3 Abs 2 Z 5 MRG).  Eine Reparaturbedürftigkeit ist hier zwar keine Voraussetzung, aber für die 

Qualifikation als Erhaltungsarbeiten müssten die aufzubringenden Kosten durch die erwartenden Einspa-

rungen wirtschaftlich rentabel sein. (Siehe 10. Thermische Sanierung )  

→ Ob unter diesem fiktiven Erhaltungsbegriff auch Maßnahmen zur Energiegewinnung neben 
Maßnahmen zur Energiesenkung Deckung finden können, wie insbesondere die Installation 
von Einrichtungen zur Erzeugung erneuerbarer Energie (Z.B. PV-Anlagen oder der Austausch 
des Heizsystems auf erneuerbare Energieträger) ist strittig.  

5.2. Außerordentliche Verwaltung 

Maßnahmen, die über die ordentliche Verwaltung hinaus gehen, fallen in den Bereich der außerordentli-

chen Verwaltung. Das WEG nennt in § 29 diesem Zusammenhang beispielsweise Veränderungen an den 
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allgemeinen Teilen der Liegenschaft, die über die ordentliche Verwaltung hinausgehen, wie etwa nützliche 

Verbesserungen oder sonstige über die Erhaltung hinausgehende bauliche Veränderungen.   

→ Dabei kann es sich um Maßnahmen handeln, die noch nicht notwendig oder nicht wirtschaft-
lich sind. Während die Erhaltung (Reparatur bzw. Tausch dessen, was schon vorhanden ist) 
idR in den Bereich der „ordentlichen Verwaltung“ fällt, stellt eine „Verbesserung“ (Errich-
ten/Neuschaffen dessen, was bisher noch nicht vorhanden war) jedenfalls eine Maßnahme 
der „außerordentlichen Verwaltung“ dar.  

→ Beispiel: Ist der Heizkessel der gemeinsamen Wärmeversorgungsanlage zwar schon in die 
Jahre gekommen, aber noch voll funktionstüchtig, wäre der Austausch des Gas- oder Ölkes-
sels eine Verbesserung und damit „außerordentliche“ Verwaltung. Ist der Heizkessel kaputt 
oder zumindest schadensgeneigt und eine Reparatur nicht mehr wirtschaftlich, dann kann 
selbst der Austausch der Wärmeversorgungsanlage und Ersatz durch ein neues Gerät eine 
Erhaltungsarbeit und damit ordentliche Verwaltung darstellen. Handelt es sich bei einem ka-
putten Wärmebereitungsgerät nicht um eine gemeinsame Wärmeversorgungsanlage, sondern 
um eine dezentrale Heizung in einem Wohnungseigentumsobjekt, liegt gar keine Verwaltungs-
maßnahme vor, weil hier keine Zuständigkeit der Eigentümergemeinschaft vorliegt. Der Woh-
nungseigentümer muss sich selbst um die Reparatur bzw. Austausch kümmern.   

→ Wie der OGH zur Errichtung einer Solarzellenanlage11 entschieden hat, sind bauliche Maß-
nahmen, die ausschließlich allgemeine Teile betreffen und der Versorgung der allgemeinen 
Teile betreffen, der Verwaltung zuzuordnen, wenn die Veränderung gemeinschaftlichen Inte-
ressen dient. In diesem Fall kommt die Entscheidungskompetenz grundsätzlich der Eigentü-
mergemeinschaft und damit der Mehrheit zu. Überstimmte Wohnungseigentümer:innen sind 
auf ihre Minderheitsrechte verwiesen.  

Das WEG fordert für Verbesserungsmaßnahmen, dass diese für alle Wohnungseigentümer:innen „nütz-

lich“ sein muss, um als außerordentliche Verwaltungsmaßnahme iSd § 29 WEG gelten zu können.  

→ z.B. stellt die Anschaffung einer Photovoltaikanlage am Dach zur Stromversorgung der Hei-
zungs- und Warmwasserbereitungsanlage eine nützliche Verbesserung dar, wenn alle Woh-
nungseigentumsobjekte an die zentrale Heizungsanlage angeschlossen sind.  

→ Wenn nur einige Wohnungseigentümer von der Verbesserung profitieren, so stellt diese Ver-
besserung eine Sachverfügung dar, der alle Wohnungseigentümer zustimmen müssen. Diese 
Verbesserung hat nichts mit Verwaltung zu tun. Ein gegebenenfalls bestellter Verwalter hat 
sich jeglicher Handlungen zu enthalten. Z.B. stellt die Anschaffung einer Photovoltaikanlage 
am Dach zur exklusiven Stromversorgung der Dachgeschoßeigentumswohnungen eine Sach-
verfügung dar.  

Auch die Grenzziehung zwischen ordentlichen und außerordentlichen Verwaltungsmaßnahmen verläuft 

nicht immer klar. So kann auch eine an sich ordentliche Maßnahme zur außerordentlichen Verwaltung 

werden, wenn sie mit außerordentlichen Bedingungen oder mit einem hohen Kostenaufwand einhergeht 

und sich Finanzierungsprobleme stellen.12   

→ Diese Abgrenzungsproblematik zeigt sich auch bei thermischen Sanierungen: Zwar sind nach 
Ansicht des OGH zur Senkung des Energieverbrauchs führende Maßnahmen wie die Aufbrin-
gung eines äußeren Fassadenvollwärmeschutzes und der Einbau neuer Fenster kraft 

 
11 5 Ob 161/17p 
12 RIS-Justiz RS0118794, sowie 5 Ob 227/12m zur Fundamentsanierung 

https://360.lexisnexis.at/d/d_OGH_2019_JJR_20040210_OGH0002_0050OB0_09ce1d7826?origin=lk
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Gesetzes als das gesamte Haus betreffende Erhaltungsarbeiten zu qualifizieren (5 Ob 64/00 y; 
5 Ob 58/03 w; 5 Ob 255/03 s). Wie aus jüngeren oberstgerichtlichen Entscheidungen hervor-
geht, werden thermische Sanierungen, wenn damit außerordentliche Kosten verbunden sind, 
jedoch der außerordentlichen Verwaltung zugerechnet (wie z.B. in 5 Ob 255/03 (Fassadensa-
nierung), 5 Ob 210/10h (thermische Sanierung) oder zuletzt 5 Ob 145/22t (Wärmedämmung 
kann u.U. Erhaltungsmaßnahme sein)). 

Außerordentliche Verwaltungsmaßnahmen nach § 29 Abs 1 (über die Erhaltung hinausgehende bauliche 

Veränderungen und Verbesserungen) können mit einer Mehrheit beschlossen werden. Ein Mehrheitsbe-

schluss wird hier rechtswirksam, wenn er nicht (rechtzeitig) erfolgreich angefochten wird. Das heißt, die 

überstimmte Minderheit muss hier aktiv den Gerichtsweg beschreiten, um einen Mehrheitsbeschluss zu 

bekämpfen.   

ORDENTLICHE ODER AUßERORDENTLICHE VERWALTUNG 

Es ist nicht immer eindeutig, eine Maßnahme richtig einzuordnen. Wichtig ist dies dennoch, da 

Maßnahmen der außerordentlichen Verwaltung IMMER einer positiven, wirksamen Mehrheitsbes-

chlussfassung bedürfen, damit die Maßnahme umgesetzt werden kann. Da die Zuordnung nicht im-

mer eindeutig ist, sichern sich viele Verwalter bei Maßnahmen, die nicht klar zuordenbar sind – sofern 

keine Gefahr in Verzug ist – durch einen Beschluss der Eigentümergemeinschaft ab.  

Außerordentliche Verwaltung nach ABGB 

Das WEG unterteilt Maßnahmen der außerordentlichen Verwaltung in zwei Kategorien. Wie bereits oben 

ausgeführt gilt § 29 Abs. 1 WEG für bauliche Veränderungen an allgemeinen Teilen des Hauses, die über 

die Erhaltung hinausgehen (also z. B. den Einbau eines Aufzugs oder die Umgestaltung des Eingangsbe-

reichs). Über diese Maßnahmen kann mit einem rechtswirksamen Mehrheitsbeschluss entschieden wer-

den. Für darüber hinausgehende Verwaltungsmaßnahmen verweist § 29 Abs 5 WEG jedoch auf die Best-

immungen des ABGB (§§ 834 f ABGB). Das bedeutet: Wenn das WEG keine ausdrückliche Regelung für 

eine bestimmte Maßnahme enthält, kann auf die allgemeinen zivilrechtlichen Grundsätze des ABGB zu-

rückgegriffen werden, solange die Maßnahme im Bereich der Verwaltung bleibt und nicht in die Substanz 

oder Verfügung über gemeinschaftliches Eigentum eingreift.  

Zu diesen “wichtigen Veränderungen“ zählen im Wesentlichen drei Kategorien an Maßnahmen: außerge-

wöhnliche Geschäfte, schwere faktische Eingriffe und wesentliche Änderungen des wirtschaftlichen 

Zwecks.13 Diese „wichtige Änderungen“ müssen grundsätzlich einstimmig getroffen werden. Eine be-

schließende Mehrheit kann aber bei Gericht die Ersetzung der Stimmen der Minderheit beantragen, muss 

die gerichtliche Genehmigung aktiv erwirken. Ein Richter muss dann nach freiem Ermessen entscheiden, 

ob er die Stimmen der Minderheit ersetzt – dann ist Einstimmigkeit gegeben – oder eben nicht – dann wird 

die geforderte Einstimmigkeit nicht erreicht und die Maßnahme kann nicht umgesetzt werden. 

→ z.B. Mietvertrag über allgemeine Teile mit einem Wohnungseigentümer, Mietvertrag über all-
gemeine Teile mit einem Liegenschaftsfremdem zu unüblichen Konditionen (einseitiger Kündi-
gungsverzicht der Eigentümergemeinschaft, vertragliche Weitergaberechte, unübliche Befris-
tungsvereinbarungen, ..), Umschuldung eines bestehenden Instandhaltungsdarlehens; 

 
13 Sailer/Painsi in Bydlinsky/Perner/Spitzer, ABGB7, § 834 ABGB Rz 1 
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→ In der Praxis ist es oft schwer zu sagen, welche Regel genau gilt. Auch Fachleute sind sich da 
nicht immer einig.  

Abgrenzungsfragen können sich weiters dadurch ergeben, ob eine Maßnahme - und der damit einherge-

hende Eingriff - überhaupt noch als Liegenschaftsverwaltung zu zählen ist oder es sich gar schon aufgrund 

des erheblichen und dauerhaften Eingriffs in die Rechtsposition eines Einzelnen um eine Verfügung iSd § 

828 ABGB handelt, für die das Einstimmigkeitsprinzip gilt und der Beschlussfassung der Eigentümerge-

meinschaft gänzlich entzogen ist. 

Für Maßnahmen der außerordentlichen Verwaltung nach §§ 834 ABGB kommt die seit 2022 geltende 

Mehrheitsermittlung des § 24 WEG (siehe 7.2 Wie kommt ein Mehrheitsbeschluss zustande) nicht zur An-

wendung.  

AUßERORDENTLICHE VERWALTUNG – WEG ODER ABGB? 

Eines haben beide Arten der außerordentlichen Verwaltung gemein: es bedarf einer Beschlussfas-

sung, BEVOR eine Maßnahme umgesetzt werden kann. Für den Bereich der außerordentlichen Ver-

waltung des WEG reicht aber ein Mehrheitsbeschluss aus. Für den Bereich der außerordentlichen Ver-

waltung nach dem ABGB benötigt ein Beschluss zu seiner Wirksamkeit der Einstimmigkeit. 

5.3. Warum ist die Unterscheidung zwischen ordentlicher und außerordentlicher Ver-
waltung wichtig? 

Die Einordnung einer Maßnahme als ordentliche oder außerordentliche Verwaltung hat praktische und 

rechtliche Konsequenzen: 

1. Befugnisse des Verwalters: 

• Ordentliche Verwaltung (§ 28 WEG): Der Verwalter darf Maßnahmen eigenständig, 

also ohne vorherigen Beschluss der Eigentümergemeinschaft, setzen – sofern sie dem 

pflichtgemäßen Ermessen entsprechen.  

• Außerordentliche Verwaltung (§ 29 WEG): Hier darf der Verwalter nur auf Grundlage 

eines gültigen Mehrheitsbeschlusses handeln. Seit der WEG-Novelle 2022 ist alternativ 

auch eine qualifizierte Beschlussmehrheit zulässig (zwei Drittel der Stimmen, mindes-

tens ein Drittel der Anteile). 

2. Anfechtbarkeit von Beschlüssen: 

• Ordentliche Verwaltung: Beschlüsse sind nur eingeschränkt wegen formeller Mängel 

anfechtbar. 

• Außerordentliche Verwaltung: Hier ist zusätzlich auch eine inhaltliche gerichtliche 

Kontrolle möglich. Ein angefochtener Beschluss kann im Außerstreitverfahren aufgeho-

ben werden, wenn die beschlossene Maßnahme nicht zum Vorteil aller ist oder einen Ei-

gentümer übermäßig belastet oder die Finanzierung nicht gesichert ist (§ 29 Abs 2 WEG). 

3. Fristen und Rechtsschutz: 

• Auch die Anfechtungsfristen unterscheiden sich je nach Art der Maßnahme, was für die 

Wahrung von Rechten entscheidend sein kann. 
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5.4. Sanierungskonzept als Vorbereitungshandlung 

Um größere Sanierungsmaßnahmen in die Wege zu leiten sind umfassende Vorbereitungsarbeiten zu tref-

fen: vom Feststellen des Schadens und der Schadensursache, des Einholens fachkundiger Expertise, wie 

saniert werden kann, bis zum Einholen von Kostenvoranschlägen (Ausschreibung). Alle diese Arbeiten ge-

hören zur Vorbereitung einer Sanierung bzw. dienen der Aufbereitung einer Entscheidungsgrundlage für 

eine Beschlussfassung. Die Verwaltung kann, unabhängig davon, ob die spätere Sanierung in den Bereich 

der ordentlichen oder außerordentlichen Verwaltung fällt oder eine Verbesserung darstellt, die damit ver-

bundenen Vorbereitungshandlungen, also auch das Einholen eines Sanierungskonzepts bzw. einer Mach-

barkeitsstudie, autonom beauftragen. 

→ Bei einer in die Jahre gekommenen Hauszentralheizung ist die Beauftragung einer Machbar-
keitsstudie über die technischen Möglichkeiten und deren voraussichtliche Kosten bzw.  ob 
Förderungen lukriert werden können, eine Vorbereitungshandlung für die spätere Erhaltungs-
arbeit. 

Warum ein Sanierungskonzept? 

Insbesondere die Umrüstung von Öl- oder Gasheizungen auf klimafreundliche Alternativen ist idR keine 

triviale Angelegenheit. Bauphysikalische und haustechnische Anforderungen sind aufeinander abzustim-

men. Welches Heizsystem sich im konkreten Fall am besten eignet, hängt sehr von den örtlichen Gege-

benheiten ab. Zentral ist die Ermittlung des Energiebedarfs: Für die Dimensionierung der neuen Anlage 

müssen Heizlast und Warmwasserbedarf ermittelt werden. Eine gute Gebäudehülle reduziert den Wärme-

verlust und steigert die Effizienz des Heizsystems. Eine thermische Sanierung wird mitunter nicht nur 

sinnvoll, sondern vielleicht sogar Voraussetzung für den Einsatz moderner Heiztechnologien sein. Über-

dies sollte ein Konzept ebenso Maßnahmen gegen sommerliche Überwärmung und zur effizienten Küh-

lung mitberücksichtigen. Als Entscheidungsgrundlage wird es idR ein Sanierungskonzept brauchen.  

→ Sanierungskonzepte können – je nach Bundesland – gefördert werden. In Wien ist eine Förde-
rung sogar unabhängig von der späteren Umsetzung möglich. Voraussetzung für die Förder-
würdigkeit ist jedoch, dass das Maßnahmenpaket auch thermisch-energetische Potenziale 
berücksichtigt. Wenn eine Förderung in Anspruch genommen werden soll, empfiehlt es sich, 
bereits bei der Beauftragung auf die jeweilige Förderrichtlinie zu verweisen. So lassen sich 
spätere Probleme bei der Einreichung vermeiden. 

Ein Sanierungskonzept dient in erster Linie dazu, Eigentümer:innen eine fundierte Orientierung zu geben: 

Welche Sanierungsvarianten sind im konkreten Fall möglich, wie lassen sich diese kombinieren und mit 

welchen groben Kosten ist zu rechnen? Da jede Liegenschaft individuelle Anforderungen stellt und es bis-

lang kaum Standards gibt, ist ein flexibler, oft mehrstufiger Ansatz sinnvoll. Sanierungskonzepte können 

unterschiedlich aufwendig sein und streuen auch sehr bei den Kosten, weshalb zu überlegen ist, welche 

Detailtiefe in welcher Projektphase notwendig oder sinnvoll ist. 

WICHTIG ZU WISSEN  

Ein Sanierungskonzept ist ein erster Schritt und ersetzt nicht die konkrete Planungsphase. Diese um-

fasst die technische Ausarbeitung, Bauplanung, Ausschreibung, Koordination der Gewerke und allen-

falls erforderliche Genehmigungsverfahren. Idealerweise bauen die einzelnen Konzepte systematisch 

aufeinander auf und sichern so eine strukturierte Herangehensweise an die Sanierung.  
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5.5. Braucht es für ein Sanierungskonzepts einen Beschluss?  

Die Einholung eines Sanierungskonzepts ist oft der erste (notwendige) Schritt für weiterführende Ent-

scheidungen. Die Einholung von Machbarkeitsstudien oder Sanierungskonzepten zur Vorbereitung von 

Beschlüssen fällt unter den nachstehenden Voraussetzungen in die ordentliche Verwaltung und kann da-

her von der Hausverwaltung unter den unten angeführten Voraussetzungen auch eigenständig ohne vor-

herige Beschlussfassung der Eigentümergemeinschaft veranlasst werden. 

Voraussetzung dafür ist laut OGH: 

• Ein dokumentiertes Interesse von mindestens 25 % der Miteigentumsanteile, 

• Die Maßnahme muss einen zeitgemäßen Ausstattungszustand des Hauses fördern, 

• Die Kosten müssen in einem angemessenen Verhältnis zu den erwarteten Investitionskosten ste-

hen. 

Die Rechtsprechung14 betont, dass die Vorbereitung fundierter Entscheidungen – insbesondere bei 

komplexen Sanierungsvorhaben – im wohlverstandenen Interesse der Eigentümergemeinschaft liegt und 

daher wirtschaftlich und rechtlich gerechtfertigt ist. Die sachgerechte Vorbereitung einer Beschluss-

fassung der Eigentümerversammlung gehört demnach zu den typischen Aufgaben des Verwalters 

und ist selbst dann nicht per se als außerordentliche Verwaltung zu qualifizieren ist, wenn sich diese Vor-

bereitungsarbeiten auf eine a.o. Verwaltungsmaßnahme beziehen.  

Der OGH hält fest, dass der Verwalter zunächst prüfen muss, ob ein ernsthaftes Interesse an einem Wil-

lensbildungsprozess besteht – dies ist anzunehmen, wenn mindestens ein Viertel der Anteile ein entspre-

chendes Anliegen dokumentiert. Das 25 %-Kriterium wird als ausreichende Grundlage angesehen, dass 

sich ein gemeinsamer Entscheidungsprozess entwickeln kann und eine selbständige Vergabe durch die 

Hausverwaltung rechtfertigen. 

Sprechen alle o.a. Kriterien für die Einholung eines Gutachtens, so sind die dadurch entstehenden Kosten 

auch ohne vorherigen Beschluss von der Eigentümergemeinschaft zu tragen.  

→ Der Verwalter kann sich zwar durch einen Beschluss absichern, ist dazu aber nicht verpflich-
tet. Aus Gründen der Transparenz und Rechtssicherheit ist jedoch eine Beschlussfassung zu 
empfehlen.  

→ Alternativ kann die Mehrheit die Hausverwaltung auch durch eine Weisung gemäß § 20 Abs 1 
WEG zur Einholung eines Sanierungskonzepts anweisen. 

Unter den o.a. Kriterien wird die Erstellung eines Sanierungskonzepts der ordentlichen Verwaltung zuge-

zählt. Wird darüber ein Beschluss eingeholt, bedeutet das: 

• Es ist nur eine formelle Anfechtung möglich (innerhalb eines Monats) 

• Die Anfechtung hat keine aufschiebende Wirkung 

• Das Projekt kann zeitnah weitergeführt werden 

 
14 5 Ob 204/12d, 5 Ob 112/15d 
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6. Sanierung: Was WohnungseigentümerInnen dulden müssen 

Oft sind bei thermischen Sanierungen oder dem Austausch eines zentralen Heizsystems die baulichen 

Maßnahmen ohnehin auf Gemeinschaftsflächen oder auf die Gebäudehülle beschränkt und ein Betreten 

oder bauliche Eingriffe innerhalb einzelner Wohnungseigentumsobjekte nicht erforderlich. Sind aber im 

Zuge der beschlossenen Sanierungsarbeiten auch bauliche Maßnahmen innerhalb einzelner Wohnungen 

erforderlich, wenn z.B. Leitungen verlegt werden oder alte Radiatoren ersetzt werden müssen, wirft das 

die Frage auf, ob und in welchem Ausmaß bauliche Eingriffe in das Wohnungseigentum von den Eigentü-

mer:innen hinzunehmen sind.  

Das WEG (§ 16 Abs 7) erlegt den Wohnungseigentümer:innen eine Duldungspflicht in Hinblick auf Erhal-

tungsarbeiten der Eigentümergemeinschaft an den allgemeinen Teilen sowie für die Behebung ernster 

Hausschäden auf. Ein Betreten und Benützen des Wohnungseigentumsobjekts durch die Eigentümerge-

meinschaft, ihrer Organe und von ihr beauftragter Professionisten hinzunehmen, wenn dies für Erhaltungs-

arbeiten an allgemeinen Teilen oder zur Behebung ernster Hausschäden notwendig ist. Demnach sind 

von Gesetzeswegen Erhaltungsarbeiten, nicht aber Verbesserungsarbeiten oder gar Sachverfügungen zu 

dulden, für die keine Zustimmung erteilt wurde.  

Die Eigentümergemeinschaft kann nun zwar Verbesserungsmaßnahmen beschließen. Sollten damit aber 

auch Änderungen in einem Wohnungseigentumsobjekt verbunden sein, muss dies der Wohnungseigentü-

mer nicht gegen seinen Willen dulden (Sachverfügung).  

→ Ein Wohnungseigentümer, der sich z.B. im Zuge einer Zentralisierung des Heizsystems nicht 
an die gemeinsame Wärmeversorgungsanlage anschließen will, kann gegen seinen Willen 
nicht dazu gezwungen werden (Sachverfügung). Ebenso wenig kann von dem Wohnungsei-
gentümer verlangt werden, seine bestehende (fossile) Heizung durch eine andere zu ersetzen 
oder dies auch nur zuzulassen.  

ZUTRITTSRECHT 

Eigentümer müssen das Betreten und die Nutzung ihrer Wohnung nur gestatten, wenn dies zur Erhal-

tung oder zur Behebung ernster Schäden notwendig ist. Bei vermögensrechtlichen Nachteilen besteht 

Anspruch auf angemessene Entschädigung (§ 16 Abs 7 WEG). 

7. Willensbildung und Beschlussfassung 

Die Verwaltung einer Liegenschaft erfolgt durch die Eigentümergemeinschaft, vertreten durch den bestell-

ten Verwalter. Grundsätzlich sind die Wohnungseigentümer regelmäßig in Verwaltungsangelegenheiten 

einzubeziehen – jedenfalls dann, wenn gesetzlich vorgeschriebene Beschlüsse erforderlich sind. 

→ In der Praxis holen Verwaltungen auch dann einen Beschluss ein, selbst wenn sie im Rahmen 
der ordentlichen Verwaltung auch eigenständig handeln dürften.  Das ist vor allem bei kosten-
intensiveren, aber nicht dringlichen Maßnahmen der Fall und dient der Absicherung und 
Transparenz gegenüber der Eigentümergemeinschaft. 

Das Wohnungseigentumsgesetz (WEG) kennt Beschlüsse und Vereinbarungen: 



 

 

26 
 

Beschlüsse sind das gesetzlich vorgesehene Instrument zur Willensbildung in Verwaltungsangelegenhei-

ten. Jeder Wohnungseigentümer hat das Recht, daran teilzunehmen – dieses Recht kann nicht vertraglich 

ausgeschlossen werden. Beschlüsse können sowohl vom Verwalter als auch von jedem/jeder einzelnen 

Wohnungseigentümer:in initiiert werden.  

Verfügungen hingegen sind in der Form von Vereinbarungen der Wohnungseigentümer:innen zu treffen. 

Sie erfordern die Zustimmung aller Wohnungseigentümer:innen und müssen – sofern gesetzlich vorge-

schrieben – schriftlich und eigenhändig unterzeichnet werden. 

Diese Unterscheidung ist für die Planung und Umsetzung von Sanierungsvorhaben wesentlich, da sie be-

stimmt, welches Verfahren zur Anwendung kommt und welche rechtlichen Anforderungen zu erfüllen sind.  

Grundlagen für fundierte Sanierungsentscheidungen 

Sanierungsentscheidungen im Wohnungseigentum erfordern eine sorgfältige Abwägung rechtlicher, prak-

tischer und kommunikativer Aspekte. Im Zentrum steht die Rechtssicherheit – Maßnahmen sollen auf einer 

stabilen rechtlichen Grundlage beruhen, um spätere Anfechtungen zu vermeiden. Nicht immer ist in der 

Praxis eine zweifelsfreie Zuordnung möglich. Gleichzeitig muss ein gewisser Gestaltungsspielraum erhalten 

bleiben, damit auf technische, wirtschaftliche oder förderrechtliche Entwicklungen flexibel reagiert werden 

kann. Ebenso wichtig ist die bestmögliche Einbindung der Wohnungseigentümer:innen, um Akzeptanz und 

Mitwirkung zu fördern. Dennoch gilt das Prinzip der Praktikabilität: Es sollten so viele Beschlüsse wie nötig, 

aber so wenige wie möglich gefasst werden – um Prozesse effizient zu halten, ohne die Mitbestimmung zu 

vernachlässigen. 

Warum möglichst wenige Beschlüsse? 

Bei Sanierungsvorhaben ist es oft sinnvoll, mit möglichst wenigen Beschlüssen auszukommen. Das liegt 

nicht nur daran, dass jede Beschlussfassung mit Aufwand verbunden ist, sondern vor allem daran, dass 

Beschlüsse im Bereich der außerordentlichen Verwaltung (§ 29 Abs. 1 WEG) bei einer Anfechtung aufschie-

bende Wirkung haben. Das bedeutet: Der Beschluss darf erst umgesetzt werden, wenn er endgültig rechts-

kräftig ist. Die Anfechtungsfrist (drei Monate, bzw. bei nicht gehöriger Verständigung sechs Monate) ist ab-

zuwarten. Im Fall einer rechtzeitigen Anfechtung ist die rechtskräftige Entscheidung des Gerichts abzuwar-

ten. Das kann zu erheblichen Verzögerungen führen und die Umsetzung des Sanierungsvorhabens deutlich 

erschweren. 

7.1. Beschlussfassung in der Eigentümergemeinschaft 

Die Beschussfassung ist das im WEG vorgesehene Verfahren für die Willensbildung in der Eigentümerge-

meinschaft. Gegenstand einer Beschlussfassung kann daher nur eine Verwaltungsangelegenheit sein. Je-

der/jede Wohnungseigentümer:in hat das Recht, an den Entscheidungen der Eigentümergemeinschaft teil-

zunehmen. Dieses Recht kann auch vertraglich nicht ausgeschlossen werden. Eine Beschlussfassung ini-

tiieren können ausnahmslos die bestellte Verwaltung bzw. jeder/jede Wohnungseigentümer:in. 

Beschlüsse können entweder gefasst werden 

• in einer Eigentümerversammlung, sofern der Beschlussgegenstand vorab in der Tagesordnung ange-

kündigt wurde oder  

• auf jede andere Weise (etwa im Umlaufweg), sofern das gesetzlich vorgesehene Prozedere eingehalten 

wird. 
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→ Die in der Praxis gängigste Form sind Umlaufbeschlüsse. Dabei spielt es keine Rolle, ob der 
Initiator alle Wohnungseigentümer:innen mit einer Unterschriftenliste aufsucht oder ein Ab-
stimmungsbogen ausgesendet wird.  Es gibt auch Apps, die im Rahmen der Beschlussfas-
sung zum Einsatz kommen. Hier wird den Eigentümer:innen elektronisch ermöglicht, an der 
Abstimmung teilzunehmen. Zu denken ist dabei an eigens programmierte Apps oder „On-
line“-Abstimmungsmöglichkeiten auf Websites von Hausverwaltungen. 

Voraussetzung für einen wirksamen Beschluss ist jedoch immer, dass alle aktuellen Wohnungseigentü-

mer:innen laut Grundbuch von einer Beschlussfassung und dessen Beschlussgegenstand verständigt 

wurden und Gelegenheit hatten, sich über den Beschlussgegenstand zu äußern. Ob Wohnungseigentü-

mer:innen ihre Gelegenheit zur Äußerung nutzen, ist unerheblich.  

Den Wohnungseigentümern muss ausreichend Zeit eingeräumt werden, um eine Entscheidung zu treffen 

und abzustimmen – gesetzliche Fristen, wie lange diese Entscheidungs- und Abstimmphase dauern 

muss, gibt es nicht.   

→ Es wird nur eine, entsprechend der Komplexität des Beschlussgegenstands, angemessenen 
Frist verlangt.  

An eine bereits abgegebene Erklärung sind die Wohnungseigentümer so lange nicht gebunden, solange 

noch nicht alle die Gelegenheit hatten, sich zu äußern. Eine Stimmbindung tritt erst mit deren Ende ein. Es 

ist daher sinnvoll, einen klaren Endtermin der Stimmmöglichkeit bekannt zu geben. 

→ z.B. „Die Abstimmung endet am 30.06.2026 23:59 Uhr. Alle Äußerungen, die bis zu diesem 
Zeitpunkt in der Verwaltungskanzlei eingelangt sind, werden bei der Stimmauszählung be-
rücksichtigt.“ 

Da sich die gesetzlichen Regeln zur Bildung einer Mehrheit seit 01.07.2022 geändert haben, sind bei Einlei-

tung des Beschlussvorgangs die Wohnungseigentümer auch dahingehend zu informieren und darauf hin-

zuweisen, dass auch ein mehrheitliches Unterbleiben einer Stimmabgabe einen wirksamen Mehrheitsbe-

schluss jedenfalls nicht verhindern kann (§ 24 Abs 4 Satz 4 WEG). 

→ Eine fehlende Belehrung stellt einen formellen Mangel der Beschlussfassung dar, der zur Be-
schlussanfechtung nach § 24 Abs 6 WEG legitimiert 

Informationen zum Beschlussgegenstand (z.B. Informationsmaterial in Form von Kostenübersichten, Kos-

tenvoranschlägen, Link zu Unterlagen) sind zur Verfügung zu stellen.  

7.2. Wie kommt ein Mehrheitsbeschluss zustande (§ 24 WEG)? 

Seit 1.7.2022 kann ein Mehrheitsbeschluss auf zwei Arten zustandekommen:  

Zählweise 1: Entweder es stimmen > 50% der bücherlichen Anteile einer Maßnahme zu 

→ z.B. 839 von 1234 Anteilen stimmen bei der Beschlussfassung für eine Maßnahme. Das ent-
spricht 67,99% der gesamten bücherlichen Anteile. Der Beschluss ist angenommen. 

Zählweise 2: Oder mehr als zwei Drittel der abgegebenen Stimmen(anteile), die jedoch zumindest mehr 

als ein Drittel aller bücherlichen Anteile repräsentieren müssen, stimmen der Maßnahme zu.  

→ z.B. 412 von 1234 Anteilen stimmen bei der Beschlussfassung für eine Maßnahme. Das ent-
spricht 33,39% der gesamten bücherlichen Anteile. Für eine Mehrheit nach der Zählweise 1 
reicht das nicht aus. Da aber > 1/3tel der bücherlichen Anteile für die Maßnahme gestimmt 
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haben, ist zu ermitteln wie viele bücherlichen Anteile sich im Rahmen der Beschlussfassung 
geäußert haben. Die Zählung ergibt, dass sich 474 bücherlichen Anteile geäußerten haben. 
Da die 412 zustimmenden Anteile > 2/3tel der geäußerten Stimmen entsprechen, ist eine 
Mehrheit nach Zählweise 2 geben und der Beschluss angenommen. 

WICHTIG ZU WISSEN 

Für einen Mehrheitsbeschluss gilt, dass eine Mehrheit auf eine der beiden Zählweisen gegeben sein 

muss.  

Seit 1.7.2022 kann damit ein Mehrheitsbeschluss der Eigentümergemeinschaft sogar ohne Mitwirkung der 

Mehrheit der Anteile zustande kommen.  

→ Für einen wirksamen Mehrheitsbeschluss, der auf Basis der abgegebenen Stimmen ermittelt 
wird, müssen beide Voraussetzungen erfüllt sein. Dies soll gewährleisten, dass Maßnahmen 
von einem relevanten Kreis von zumindest einem Drittel aller Miteigentümer mitgetragen wer-
den. Diese Regelung ermöglicht auch bei geringer Beteiligung eine Beschlussfassung, sofern 
ein klares Meinungsbild vorliegt. 

Jede abgegebene Stimme zählt, also auch jene, die nicht eindeutig den „Ja“- oder „Nein“-Stimmen zuge-

ordnet werden können. Keine Berücksichtigung finden hingegen die Anteile jener Wohnungseigentümer, 

die sich nicht an der Abstimmung beteiligen. 

Die ab 1.7.2022 geltenden Willensbildungsvorschriften finden sowohl auf ordentliche als auch außeror-

dentliche Verwaltungsmaßnahmen Anwendung. Keinen Unterschied macht es auch, ob die Beschlussfas-

sung im Rahmen einer Eigentümerversammlung oder aber auf andere Weise (z.B. schriftlich) erfolgt. 

 

 

 

7.3. Ausübung des Stimmrechts  

Kann sich ein/eine Wohnungseigentümer:in bei der Beschlussfassung vertreten lassen? 

Wohnungseigentümer können sich bei der Beschlussfassung vertreten lassen. Ihr Bevollmächtigter hat mit-

tels Einzel-, Spezialvollmacht nach dem WEG (= schriftlich für die Vertretung des Wohnungseigentümers in 

Belangen der Verwaltung, maximale Gültigkeit 3 Jahre) oder Vorsorgevollmacht (genau mit der Bestätigung 

über die Registrierung des Wirksamwerdens der Vorsorgevollmacht) sein Einschreiten offen zu legen.  
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Wie müssen Eigentümerpartner ihr Stimmrecht ausüben? 

Ehegattenwohnungseigentümer und Eigentümerpartner können nur gemeinsam und einheitlich von ihrem 

Stimmrecht Gebrauch machen. Eine automatische wechselseitige Vertretungsmacht gibt es nicht. Stimmt 

ein Partner für, der andere dagegen ab, oder nimmt nur ein Partner an der Beschlussfassung teil, so führt 

das zu einer ungültigen Stimmausübung.  

Was ist ein STIMMRECHTSAUSSCHLUSS (§ 24 Abs 3 WEG) 

Ist Gegenstand der Beschlussfassung ein Rechtsgeschäft, Rechtsverhältnis oder Rechtsstreit mit einem 

Wohnungseigentümer oder einer Person, mit der dieser in einem familiären oder wirtschaftlichen Nahever-

hältnis steht, so hat der betreffende Wohnungseigentümer kein Stimmrecht. Er ist zwar in das ganze Be-

schlussprozedere miteinzubeziehen, von der eigentlichen Abstimmung ist dieser aber ausgeschlossen. 

Wer ist bei einem Fruchtgenussrecht stimmberechtigt?  

Ist im Grundbuch ein Mindestanteil mit einem Fruchtgenuss belastet, so tritt bei der Beschlussfassung der 

Fruchtgenussberechtigte an Stelle des Wohnungseigentümers. Er ist zu verständigen, ihm kommt das 

Stimmrecht zu, er kann den Beschluss auch bekämpfen. 

7.4. Bekanntgabe des Beschlussergebnisses 

Das Beschlussergebnis ist allen Wohnungseigentümer:innen schriftlich mitzuteilen und ein Aushang 

zum Ergebnis samt Rechtsbelehrung, wie der Beschluss angefochten werden kann, auf den allgemeinen 

Teilen der Liegenschaft (schwarzes Brett) anzuschlagen. Der Verständigung über das Beschlussergebnis ist 

auch eine Belehrung über die Anfechtungsfristen anzuschließen.  

Formulierungsbeispiel Beschluss ordentlichen Verwaltung (§ 28 WEG): „Jeder Wohnungseigentümer kann inner-
halb eines Monats ab Anschlag des Beschlusses der Eigentümergemeinschaft mit einem gegen die übrigen Wohnungs-

eigentümer zu richtenden – beim zuständigen Bezirksgericht in Außerstreitsachen einzubringenden – Antrag verlangen, 
dass die Rechtsunwirksamkeit des Beschlusses wegen formeller Mängel, Gesetzwidrigkeit oder Fehlens der erforderli-

chen Mehrheit gerichtlich festgestellt wird (§ 24 Abs 6 WEG). Der Tag des Hausanschlags ist der *** [Datum], die einmo-
natige Frist endet daher am *** [Datum] (einlangend bei Gericht).“ 

Formulierungsbeispiel bei Beschluss über Maßnahme der außerordentlichen Verwaltung (§ 29 Abs 1 WEG): „Jeder 

Wohnungseigentümer kann innerhalb eines Monats ab Anschlag des Beschlusses der Eigentümergemeinschaft mit ei-
nem gegen die übrigen Wohnungseigentümer zu richtenden – beim zuständigen Bezirksgericht in Außerstreitsachen 
einzubringenden – Antrag verlangen, dass die Rechtsunwirksamkeit des Beschlusses wegen formeller Mängel, Gesetz-

widrigkeit oder Fehlens der erforderlichen Mehrheit gerichtlich festgestellt wird (§ 24 Abs 6 WEG). Der Tag des Hausan-
schlags ist der *** [Datum], die einmonatige Frist endet daher am *** [Datum](einlangend bei Gericht). 

Darüber hinaus kann jeder der Überstimmten mit einem gegen die übrigen Wohnungseigentümer zu richtenden – beim 

zuständigen Bezirksgericht in Außerstreitsachen einzubringenden – Antrag die gerichtliche Aufhebung des Mehrheits-
beschlusses verlangen. Die Antragsfrist beträgt drei Monate ab Anschlag des Beschlusses und endet daher am *** [Da-

tum] (einlangend bei Gericht). Bei unterbliebener Verständigung des Wohnungseigentümers von der beabsichtigten Be-
schlussfassung und von ihrem Gegensand beträgt die Antragsfrist hingegen sechs Monate ab Anschlag des Beschlus-
ses und endet daher am *** [Datum] (einlangend bei Gericht).  
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7.5. Wann wird ein Beschluss wirksam?  

Beschlüsse der ordentlichen Verwaltung nach § 28 WEG werden sofort mit Verständigung der Wohnungs-

eigentümer (Aushang) über das Ergebnis wirksam. Das bedeutet, dass der Verwalter die gewünschte Maß-

nahme sofort umsetzen kann. 

Beschlüsse der außerordentlichen Verwaltung (§ 29 WEG) werden hingegen erst wirksam, wenn die An-

fechtungsfrist verstrichen ist und kein Antrag auf Anfechtung bei Gericht eingebracht wurde.  

Wurde eine Anfechtung gerichtlich eingebracht, so muss das rechtskräftige Ende des Verfahrens abgewar-

tet werden.  

→ Wird der Beschluss gerichtlich bestätigt, so kann die beschlossene Maßnahme umgesetzt 
werden. Wird der Beschluss gerichtlich nicht bestätigt, war die Anfechtung also erfolgreich, 
so kann die Maßnahme nicht umgesetzt werden. 

Ein Mehrheitsbeschluss der Eigentümergemeinschaft über die Durchführung von Erhaltungs- und Verbes-

serungsarbeiten ist, wenn er nicht fristgerecht angefochten wird, trotz allfälliger formeller oder inhaltlicher 

Mängel rechtsgültig. Sowohl der Verwalter als auch die Wohnungseigentümer sind daran gebunden.15  

8. Minderheitsrechte 

Da der/die einzelne Wohnungseigentümer:in nicht unmittelbar in die Verwaltung eingebunden ist, wich-

tige Interessen bei Beschlussfassungen übergangen werden könnten, oder durch Eingriffe in seine Rechts-

position wichtige Interessen beeinträchtigt werden könnten, sieht der Gesetzgeber Individual- und Minder-

heitsrechte vor. Diese können nur gerichtlich beantragt werden und ziehen ein gerichtliches Verfahren 

nach sich.  

So hat ein Wohnungseigentümer z.B. die Möglichkeit 

• Mehrheitsbeschlüsse nach § 28 und 29 WEG anzufechten 

• zu beantragen, dass Erhaltungsarbeiten an den allgemeinen Teilen durchgeführt werden 

8.1. Beschlussanfechtungen 

Werden im Wohnungseigentum Mehrheitsbeschlüsse gefasst, können diese auch angefochten werden. Je-

der/jede Wohnungseigentümer:in hat das Recht, Beschlüsse innerhalb bestimmter Fristen beim zuständi-

gen Bezirksgericht anzufechten.  

 

Innerhalb eines Monats ab Anschlag eines Beschlusses über Angelegenheiten der ordentlichen und der 

außerordentlichen Verwaltung kann jeder/jede Wohnungseigentümer:in diesen bei Gericht wegen formel-

len Gründen anfechten.  

→ z.B. formaler Fehler beim Ablauf einer Beschlussfassung (z.B. nicht alle Wohnungseigentü-
mer wurden von der Beschlussfassung verständigt), der Beschlussgegenstand ist gesetz- 
oder überhaupt rechtswidrig, Fehler bei der Auszählung der Stimmen, so dass die notwendige 
Mehrheit nicht gegeben ist. 

 
15 OGH 24.9.2019, 5 Ob 126/19v 
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Das Gericht hat den Mehrheitsbeschluss aufzuheben, wenn die Veränderung die Antragsteller:in übermä-

ßig beeinträchtigen würde oder die Kosten der Veränderung – unter Berücksichtigung auch der in abseh-

barer Zeit anfallenden Erhaltungsarbeiten – nicht aus der Rücklage gedeckt werden können (§ 29 Abs 1 

und 2 WEG).“ 

→ Eine Anfechtung ist möglich, wenn die Maßnahme nicht aus den Mitteln der Rücklage gedeckt 
werden kann bzw. die Rücklage nach Finanzierung der Maßnahme so stark reduziert wäre, 
dass künftige Erhaltungsarbeiten nicht daraus bezahlt werden könnten. Weiters ist eine An-
fechtung möglich, wenn der antragstellende Wohnungseigentümer durch die Maßnahme 
übermäßig beeinträchtigt wäre. 

→ Eine mangelnde Kostendeckung wird beim dekarbonisierenden Heizungstausch bzw. thermi-
schen Sanierungen häufig eingewendet werden können, weil die Investitionen meist sehr 
hoch sind und die Rücklagendeckung idR nicht ausreichend ist.  

Die mangelnde Kostendeckung führt nur dann nicht zur Aufhebung des Beschlusses,  

• wenn die beschließende Mehrheit den nicht gedeckten Teil der Kosten trägt oder  

• es sich um eine Verbesserung handelt, die allen Wohnungseigentümern eindeutig zum Vorteil ge-

reicht (§ 29 Abs 2 und 3 WEG), wobei die Beurteilung nach objektiven Gesichtspunkten zu erfol-

gen hat.   

Bei einer allen Miteigentümer:innen zum Vorteil gereichenden Verbesserung, die nicht nur eine bessere 

Benützbarkeit der Anlage ergibt, sondern auch eine Wertsteigerung der WE-Objekte bewirkt, verliert eine 

individuelle Kostenbelastung an Gewicht. Ökologische Gesichtspunkte, mögen sie auch zum Vorteil der 

Allgemeinheit sein, sind – zumindest nach der bisherigen Judikatur - beim „eindeutigen Vorteil aller WEer“ 

nicht zu veranschlagen. 

→ Dass die Veränderung einen eindeutigen Vorteil begründet, hat nach objektiven Kriterien zu 
erfolgen.  Ist dies der Fall, dann verliert eine individuelle Belastung eines mit der Verbesse-
rung nicht einverstandenen Miteigentümers an Bedeutung.16 Nicht jede finanzielle Mehrbelas-
tung (Einmalzahlung bzw. Rückzahlung eines Gemeinschaftsdarlehens) schließt automatisch 
einen Vorteil aller aus. Es bedarf einer differenzierten Nutzen-Kosten-Abwägung im Einzelfall. 

→ Verneint wurde z.B. ein eindeutiger Vorteil für alle Wohnungseigentümer bei einer nur gering-
fügigen Kostenersparnis (z.B. im Anlassfall € 3.150,– für Baustelleneinrichtung/Gerüstkosten 
bei Gesamtkosten von 200.000 €).17  

→ Bejaht wurde ein eindeutiger Vorteil für alle Wohnungseigentümer:innen z.B. bei der Errich-
tung einer behindertengerechten Zugangsrampe zu einer Wohnhausanlage aufgrund der da-
mit verbundenen Werterhöhung für alle WE-Objekte.  Die erleichterte Zugangsmöglichkeit des 
Hauses für Behinderte, Rollstuhlfahrer, Kinderwägen, Einkaufswägen, Fahrräder lässt es zu, 
von einem eindeutigen Vorteil für alle Wohnungseigentümer:innen auszugehen18 

8.2. Durchsetzung von Erhaltungsarbeiten  

Die Minderheitsrechte umfassen unter anderem das Recht, die Durchführung von Erhaltungsarbeiten zu 

verlangen. Ein/eine Wohnungseigentümer:in kann die Durchführung von Erhaltungsarbeiten gerichtlich 

 
16 5 Ob 296/05y 
17 5 Ob 210/10h 
18 5 Ob 264/07w 
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verlangen, wenn die Mehrheit oder die Verwaltung untätig bleibt oder die Durchführung ablehnt. Aller-

dings: Die Maßnahme muss unter dem Aspekt der Dringlichkeit und Wirtschaftlichkeit geboten sein. Da-

bei handelt es sich um Arbeiten, die zur ordnungsgemäßen Erhaltung der allgemeinen Teile der Liegen-

schaft iSd § 3 MRG, einschließlich der baulichen Veränderungen, die über den Erhaltungszweck nicht hin-

ausgehen, und der Behebung ernster Schäden des Hauses in einem WE-Objekt notwendig sind. Damit 

einzelne Wohnungseigentümer:innen eine Maßnahme durchsetzen können, muss sie nach der Judikatur 

auch dringlich sein. Zusätzlich sind wirtschaftliche Aspekte wie Kosten und Finanzierbarkeit zu berück-

sichtigen. Wenn eine Minderheit Maßnahmen verlangt, gilt der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit – das 

heißt, der Eingriff muss angemessen und sachlich begründet sein, wobei dem Gericht bei der Beurteilung 

ein gewisser Ermessensspielraum zukommt. Dadurch sollen überschießende Konsequenzen des dynami-

schen Erhaltungsbegriffs vermieden werden, einzelne Wohnungseigentümer:innen sollen den anderen 

Wohnungseigentümer:innen also nicht eine „permanente Modernisierung“ aufzwingen können.19 

9. Aufteilung der Aufwendungen - Kostentragung 

Die Kosten der ordentlichen wie auch außerordentlichen Verwaltung der Liegenschaft werden zunächst 

von der Eigentümergemeinschaft getragen. Damit diese mit entsprechenden finanziellen Mitteln ausge-

stattet ist, schreibt die Eigentümergemeinschaft, vertreten durch die Verwaltung, den Wohnungseigentü-

mer:innen Beiträge zum laufenden Betrieb und zur Rücklage vor.  

Während die vorgeschriebenen Akonti für den laufenden Betrieb jährlich mit den tatsächlich angefallenen 

Kosten abgerechnet werden (Jahresabrechnung), ein Fehlbetrag nachgefordert bzw. eine Überzahlung gut-

geschrieben wird, werden die Vorschreibungen für die Rücklage einem Ansparungstopf gutgeschrieben. 

Dieser Ansparungstopf (Rücklage) wird ebenfalls jährlich abgerechnet. Allerdings wird das Ergebnis nicht 

ausgeschüttet, sondern verbleibt bei der Eigentümergemeinschaft. Derart soll genug Geld angespart wer-

den, dass auch künftige Erhaltungsmaßnahmen finanziert werden können. 

9.1. In welchem Verhältnis müssen sich Wohnungseigentümer:innen an den Kosten 
für Liegenschaftsaufwendungen beteiligen? 

Das Wohnungseigentumsgesetz (§ 32 WEG) sieht vor, dass Aufwendungen für die Liegenschaft einschließ-

lich der Beiträge zur Rücklage von den Eigentümer:innen nach dem Verhältnis ihrer Anteile bei Ende der 

Abrechnungsperiode zu tragen sind. Beitragspflichtig für die unterjährigen Akonti sind die Personen, die im 

Grundbuch als Wohnungseigentümer:innen aufscheinen. 

Sämtliche liegenschaftsbezogene Kosten sowie die Beiträge zur Rücklage sind daher von allen Miteigentü-

mer:innen entsprechend dem Verhältnis ihrer Miteigentumsanteile zu tragen. Maßgeblich ist der Grund-

buchsstand am Ende der Abrechnungsperiode (zum 31.12.). Das Abrechnungsergebnis ist von jenen Ei-

gentümer:innen zu tragen, die zum Zeitpunkt der Fälligkeit des Abrechnungsergebnisses im Grundbuch 

als Wohnungseigentümer:innen aufscheinen. 

→ z.B. bücherlicher Anteil der Wohnungseigentümer:in beträgt 73/1234tel. Das bedeutet, dass 
diese 5,92% der Kosten des Betriebs und Erhalt der allgemeinen Teile zu tragen hat. 

 
19 vgl RIS-Justiz RS0116139; RS0114109 [T9]; RS0121905 
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Vom gesetzlichen Aufteilungsschlüssel kann allerdings abgewichen werden, wenn alle Wohnungseigen-

tümer schriftlich (!) eine andere Regelung treffen.  

→ z.B. kann vereinbart werden, dass die Kosten im Verhältnis der Nutzflächen der einzelnen 
Wohnungseigentumsobjekten zur Gesamtsumme der Nutzflächen geteilt werden sollen. 

→ Abweichende Vereinbarungen finden sich oft im Wohnungseigentumsvertrag, sie können, 
müssen aber nicht im Grundbuch ersichtlich gemacht werden;   

→ abweichende Vereinbarungen können auch über Erhaltungspflichten getroffen werden (z.B.  
über wohnungsseitige Fenster etc.)  

Auch vom Gericht könnte auf Antrag eines/einer Wohnungseigentümer:in bei Vorliegen erheblich unter-

schiedlicher Nutzungsmöglichkeiten (beispielsweise bei einem Aufzug) ein Aufteilungsschlüssel neu fest-

gesetzt werden.  

Für einzelne verbrauchsabhängige Kosten (z.B. Kaltwasser) kann mit einem Beschluss einer zwei Drittel-

mehrheit eine Kostentragung nach Verbrauchsanteilen festgelegt werden, wenn der jeweilige Anteil der 

einzelnen Wohnungseigentümer mit vernünftigem finanziellem Aufwand durch Messvorrichtungen ermit-

telt werden kann. Können bei Gemeinschaftsanlagen die Energiekosten den Benützer:innen zugerechnet 

werden, kann festgelegt werden, dass diese Energiekosten pauschal, etwa durch einen Münzautomaten, 

eingehoben werden. Für diesen Beschluss ist die einfache Mehrheit der Wohnungseigentümer:innen nach 

Anteilen notwendig. 

Für die Verteilung von Heiz-, Kälte-, und Warmwasserkosten von gemeinsamen Wärmeversorgungsanla-

gen ist das Heizkostenabrechnungsgesetz maßgeblich, wenn das Heizkostenabrechnungsgesetz Anwen-

dung findet.    

WICHTIG ZU WISSEN 

Abweichende Aufteilungsschlüssel, abweichende Abrechnungseinheiten und abweichende Abstim-

mungseinheiten bedürfen immer der schriftlichen Zustimmung aller Wohnungseigentümer oder einer 

gerichtlichen Entscheidung darüber. Sie können, müssen aber nicht im Grundbuch ersichtlich ge-

macht werden. 

9.2. Rücklage 

Der Gesetzgeber ordnet im WEG an, dass für künftige Aufwendungen zwingend eine angemessene Rück-

lage gebildet werden muss. Der Betrag ist vom Verwalter entsprechend der voraussichtlichen Entwicklung 

festzusetzen, wobei auch auf künftige Aufwendungen zur thermischen Sanierung oder energietechni-

schen Verbesserung des Gebäudes Bedacht zu nehmen ist. Die Festlegung der Rücklagenbeiträge erfolgt 

im Zusammenhang mit der jährlich von der Verwaltung zu erstellenden Vorausschau (§ 20 Abs 2 WEG).  

→ Hierbei handelt es sich um eine Art Wirtschaftsplan, worin die in absehbarer Zeit notwendi-
gen, über die laufende Instandhaltung hinausgehenden Erhaltungsarbeiten und die in Aus-
sicht genommenen Verbesserungsarbeiten, die dafür erforderlichen Beiträge zur Rücklage 
sowie die sonst vorhersehbaren Aufwendungen (Bewirtschaftungskosten und die sich daraus 
ergebenden Vorauszahlungen) bekanntzugeben sind. Es ist nicht nur auf die Ausgaben des 
nächsten Jahres hinzuweisen. Für die voraussichtliche Entwicklung ist – wie in den 
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Gesetzesmaterialien zur WEG-Novelle 2022 klarstellend festgehalten wurde – ein Betrach-
tungszeitraum von circa zehn Jahren heranzuziehen. 

In der gelebten Praxis reichen die Ansparungen in den meisten Wohnungseigentumsanlagen nicht aus, 

um umfassende thermische Sanierungen oder die Umrüstung auf eine dekarbonisierte Wärmeversor-

gungsanlage aus der Rücklage finanzieren zu können. Das WEG sieht seit der Novelle 2022 eine gesetzli-

che Mindestrücklage in Höhe eines (wertgesicherten) Betrags in Höhe von aktuell 1,06 €/m² (Stand 2025, 

1,13 €/m² ab 1.1.2026) Nutzfläche vor. Hierbei handelt es sich um ein Mindestmaß. In Ansehung des Er-

haltungszustands kann auch eine Ansparung in einem höheren Ausmaß erforderlich sein.  

→ Für die Ermittlung des anzusparenden monatlichen Gesamtbetrags werden die Nutzflächen 
aller Wohnungseigentumsobjekte mit diesem Betrag multipliziert und nach dem geltenden 
Aufteilungsschlüssel auf die einzelnen Wohnungseigentümer aufgeteilt.  

→ Eine Unterschreitung dieses Mindestausmaßes ist nur in Ausnahmefällen vorgesehen, und 
zwar nur dann, wenn die vorhandene Ansparung bereits ein außergewöhnliches Ausmaß er-
reicht hat oder im Fall einer erst kürzlich zurückliegenden Neuerrichtung oder durchgreifen-
den Sanierung des Gebäudes oder bei Reihenhaus oder Einzelhausanlagen, wenn sich die 
Wohnungseigentümer vertraglich zur Übernahme der Erhaltungspflichten an allgemeinen Tei-
len verpflichtet haben. 

Eine höhere Rücklagendotierung ergibt sich dann, wenn notwendige Erhaltungsarbeiten oder Verbesse-

rungen (z. B. thermische Sanierung) absehbar sind. Eine vollständige Deckung aus der Rücklage muss 

nicht zwingend angestrebt werden und ist in der Praxis unüblich.  

→ Der Gesetzgeber ging davon aus, dass Eigentümergemeinschaften eher bereit sind, in Verbes-
serungsmaßnahmen zu investieren, wenn ausreichend Mittel in der Rücklage vorhanden sind. 
Deshalb dürfen/sollen auch solche Aufwendungen bei der Rücklagenbildung berücksichtigt 
werden. 

Die Dotierung obliegt dem Verwalter. Jedem einzelnen Wohnungseigentümer kommt aber das Recht zu, 

die Angemessenheit der Rücklage gerichtlich überprüfen zu lassen.   

→ Solange kein Beschluss der Wohnungseigentümer oder keine Entscheidung des Außerstreit-
richters vorliegt, ist es Sache des Verwalters, die Höhe der einzuhebenden Beiträge festzuset-
zen. In diesem Zusammenhang hat der OGH bereits wiederholt ausgesprochen, dass die 
Kompetenz des Verwalters zur Festsetzung der Höhe einer Einmalzahlung in die Rücklage 
ebenfalls so lange besteht, als ihm nicht durch Beschluss eine gegenteilige Weisung erteilt 
wird. Auch die Modalitäten der Einhebung gehören zum Aufgabenbereich des Verwalters.20 

→ Die Dotierung der Rücklage obliegt zwar dem Verwalter, allerdings stößt eine empfindliche 
Anhebung der Rücklagenbeiträge für vielleicht noch gar nicht konkret absehbare Maßnahmen 
(z.B. einer möglichen Dekarbonisierung) erfahrungsgemäß auf wenig Verständnis bei den Ei-
gentümern, was erklärt, warum Verwaltungen, hier im Allgemeinen eher zurückhaltend vorge-
hen.  

→ Die ausdrückliche Bezugnahme auf thermische Sanierungen oder energietechnische Verbes-
serungen in den Materialien zur letzten WEG-Novelle 202221 legt ein erweitertes Verständnis 
nahe, sodass auch zukünftige, realistisch zu erwartende Verbesserungsmaßnahmen in die 

 
20 5 Ob 161/19s  
21 ErläutRV 1174 BlgNR 27. GP 20 
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Rücklagendotierung einzubeziehen sind, selbst wenn diese noch nicht beschlossen sind.  
Dies würde den Wohnungseigentümern eine realistischere Einschätzung zukünftiger Kosten 
ermöglichen. Jene langfristig in Aussicht genommenen, aber noch nicht beschlossenen Ver-
besserungen könnten in der Vorausschau ausdrücklich als Vorschläge gekennzeichnet oder 
mit dem Hinweis versehen, dass ihre Umsetzung von einem späteren Mehrheitsbeschluss 
abhängt.22    

WAS BEDEUTET EINE „ANGEMESSENE RÜCKLAGE “? 

• Die Rücklage muss vorausschauend geplant werden – nicht nur für das nächste Jahr. 
• Der Verwalter darf rechtswidrige Weisungen der Mehrheit (z. B. keine oder zu geringe Rücklage) 

nicht umsetzen. 
• Solange es keinen Mehrheitsbeschluss gibt, legt der Verwalter die Höhe der Rücklage im Rahmen 

der ordentlichen Verwaltung fest – ebenso die Art der Einhebung. 

9.3. Wie werden Sanierungsarbeiten finanziert, wenn die Rücklage nicht ausreicht? 

Die Aufbringung der finanziellen Mittel für die zur ordnungsgemäßen Erhaltung der Liegenschaft erforder-

lichen Arbeiten zählt zu den Angelegenheiten der ordentlichen Verwaltung. Ist eine Verwaltung bestellt, ist 

sie zur Aufnahme eines Darlehens zur Finanzierung von Instandhaltungsmaßnahmen namens der Mitei-

gentümer:innen berechtigt23.  Dient ein Darlehen zur Finanzierung von Kosten von Veränderungen, wie Ver-

besserungen oder sonstigen über die Erhaltung hinausgehenden baulichen Veränderungen, ist von außer-

ordentlicher Verwaltung auszugehen.  

Sollten anstehende Erhaltungsarbeiten nicht aus der Rücklage zu finanzieren sein, oder würde die Rück-

lage durch Bezahlung der nötigen Sanierungen zur Gänze verbraucht, so kann die Eigentümergemein-

schaft entweder ein Instandhaltungsdarlehen bei einem Bankinstitut aufnehmen oder im Rahmen einer 

Sondervorschreibung (Sonderkollekte) den Wohnungseigentümer:innen den fehlenden Differenzbetrag 

vorschreiben. In der Praxis bedeutet eine (meist einmalige) Sondervorschreibung, dass jeder/jede Eigen-

tümer:in einen – oft innerhalb einer bestimmten Frist – zusätzlichen Betrag zahlen muss, damit genug 

Geld für die Sanierung vorhanden ist.  

9.4. Gemeinschaftsdarlehen  

Anstatt die Eigentümer:innen mit hohen Einmalzahlungen zu belasten, kann die Gemeinschaft auch ent-

scheiden, einen Kredit aufzunehmen. Ein solches Darlehen der Eigentümergemeinschaft wird als Ge-

meinschaftsdarlehen bezeichnet. Dabei tritt die Wohnungseigentümergemeinschaft als Kreditnehmer 

auf, um die Sanierungskosten zu decken. In diesem Fall ist nicht der/die einzelne Wohnungseigentümer:in 

Schuldner:in bei der Bank, sondern die Eigentümergemeinschaft. Die Rückzahlung erfolgt dann idR im 

Rahmen der monatlichen Vorschreibungen.  

Aus rechtlicher Sicht sind Darlehen zur Finanzierung notwendiger Erhaltungsarbeiten an allgemeinen Tei-

len der Liegenschaft der ordentlichen Verwaltung gemäß § 28 Abs. 1 WEG zuzuordnen und können daher 

eigenständig durch die Hausverwaltung aufgenommen werden. Unterschiedliche Rechtsmeinungen gibt 

es zu Verbesserungsdarlehen, also Kredite, die zur Finanzierung baulicher Verbesserungen am Gebäude 

aufgenommen werden. Das Wohnungseigentumsgesetz enthält dazu keine ausdrückliche Regelung. 

 
22  E. M. Hausmann in Hausmann/Vonkilch, WEG4 § 20 Rz 39 in M. Schinnagl: Die Mindestrücklage im Lichte der WEG-Novelle 2022, 
wobl 2022, 145 Heft 4 v. 5.5.2022 
23 Spruzina in Geko Wohnrecht II § 28 Rz 51,  
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Kothbauer24 argumentiert überzeugend, dass für die Finanzierung einer außerordentlichen Verwaltungs-

maßnahme (und sei dies auch in Form eines Darlehens) keine strengeren Voraussetzungen gelten können, 

als für die bauliche Maßnahme selbst. Wenn also die bauliche Verbesserung mehrheitlich beschlossen 

werden kann, muss dies auch für das dazugehörige Darlehen gelten, wenn die Darlehensaufnahme einen 

integrierten Bestandteil der beschlossenen Gesamtmaßnahme darstellt. 

9.5. Finanzierungssplitting bei Gemeinschaftsdarlehen 

Kredit oder Einmalzahlung: Die Frage, wie ein allfälliges Finanzierungserfordernis für eine zu beschlie-

ßende Sanierungs- oder Verbesserungsmaßnahme aufgebracht werden soll, kann mitentscheidend über 

den Ausgang eines Beschlusses sein. Für die einen kommt eine Kreditfinanzierung nicht infrage, andere 

können oder wollen die auf ihren Anteil entfallenden Kosten nicht auf einmal in Form einer Sondervor-

schreibung aufbringen.  

Eine Klarstellung in § 20 Abs 4 WEG im Rahmen der WE-Novelle 2022 räumte dem Verwalter im Falle einer 

Kreditfinanzierung für Erhaltungs- und Verbesserungsarbeiten mehr Gestaltungsspielraum ein und si-

cherte dieses duale Finanzierungsmodell auch im WEG rechtlich ab: Die Verwaltung kann - wenn für die 

Kosten einer größeren Erhaltungs- und Verbesserungsmaßnahme eine Kreditfinanzierung angedacht wird, 

ein »Finanzierungssplitting « vornehmen. Den Wohnungseigentümer:innen wird es im Fall der Aufnahme 

eines Gemeinschaftsdarlehens ermöglicht, eine einmalige Sonderzahlung des sonst auf sie entfallenden 

Teils der Kreditsumme vorab zu tätigen. In der Folge sind sie von der Rückzahlung des Kredits ausgenom-

men. Die dadurch vermindert notwendige Kreditfinanzierung ist ausschließlich von den übrigen Woh-

nungseigentümer:innen zu tragen. Einer schriftlichen Vereinbarung aller Miteigentümer:innen für einen 

abweichenden Kostenschlüssel zur Rückzahlung des Gemeinschaftskredits bedarf es in diesem Fall nicht 

mehr. Wichtig ist, dass es sich auch bei einem allenfalls durch Direktzahlungen von Eigentümern vermin-

derten Kredit dennoch um ein Gemeinschaftsdarlehen handelt. Wie aus den gesetzgebenden Materialien 

hervorgeht, ändert dieser duale Modus der Finanzierung nichts daran, dass für den kreditweise finanzier-

ten Teil weiterhin die Eigentümergemeinschaft Kreditschuldnerin ist. 

  

 
24 Dazu Kothbauer, Verbesserungsdarlehen im Wohnungseigentum, immolex 2025/29, der zutreffend darauf hinweist, dass aufgrund 
der Möglichkeit, einen Beschluss auch inhaltlich anzufechten, auch keine Rechtschutzdefizite der überstimmten Wohnungseigentü-
mer zu befürchten sind. Gegenteilig Terlitza in GeKo § 29  
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10. Thermische Sanierung  

Eine gute Gebäudehülle schafft die Grundlage für ein effizientes klimafreundliches Heiz- und Kühlsystem: 

Je weniger Energie ein Gebäude benötigt oder in einem Gebäude verloren gehen, desto leichter und effizi-

enter ist es in der Regel, den erforderlichen Heiz- aber auch Kühlbedarf klimafreundlich zu decken.  Wie 

sind thermische Sanierungen wohnungseigentumsrechtlich einzuordnen? 

10.1. Thermische Sanierung – ordentliche oder außerordentliche Verwaltung? 

Thermische Sanierungen können sowohl ordentliche als auch außerordentliche Verwaltungsmaßnahmen 

darstellen. Eine Zuordnung erfordert eine Prüfung im Einzelfall. Maßnahmen zur Senkung des Energiever-

brauchs – wie etwa die Anbringung eines Vollwärmeschutzes oder der Einbau neuer Fenster – gelten zwar 

laut § 3 Abs 2 Z 5 MRG grundsätzlich als Erhaltungsarbeiten am gesamten Gebäude. Das bedeutet, sie 

zählen grundsätzlich zur ordentlichen Verwaltung.  

Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn ein baulicher Mangel am betroffenen Gebäudeteil vorliegt – 

etwa eine beschädigte Fassade, die instandgesetzt werden muss. Ebenso kann eine öffentlich-rechtliche 

Verpflichtung zur Einhaltung von energieeffizienzrechtlichen Mindeststandards bei umfassenden Sanie-

rungen eine solche Einstufung rechtfertigen. Auch wenn die energiesparende Maßnahme „wirtschaftlich 

rentabel“ ist – etwa durch nachweisbare Energieeinsparungen – kann die Sanierung eine sogenannte „fik-

tive Erhaltungsarbeit“ darstellen (siehe auch 5.1), wodurch sie in den Bereich der ordentlichen Verwaltung 

fällt. 

Dies gilt allerdings nicht uneingeschränkt, denn selbst der ordentlichen Verwaltung zuzurechnende Erhal-

tungsarbeiten sind dann, wenn sie mit außergewöhnlichen Bedingungen oder Maßnahmen (Kosten) ver-

bunden sind, der außerordentlichen Verwaltung zuzurechnen.25    

→ Dass eine Sanierung durch spezielle Förderprogramme wie „Thewosan“ unterstützt wird, 
heißt nicht automatisch, dass es sich dadurch um eine Maßnahme der ordentlichen Verwal-
tung handelt.26  

Da eine thermische Sanierung meist mit einem großen Finanzierungserfordernis einhergeht (mit oder 

ohne Förderung), das in den meisten Fällen nicht in der angesparten Rücklage Deckung findet, wird in der 

Regel von einer außerordentlichen Verwaltungsmaßnahme auszugehen sein, wodurch die Umsetzung in 

der Regel einen rechtswirksamen Mehrheitsbeschluss erfordern wird.    

In diesem Fall sind folgende Punkte zu beachten:  

• längere Anfechtungsfristen (3 Monate bzw. 6 Monate bei unterlassener Verständigung), 

• der Beschluss hat aufschiebende Wirkung (Anfechtungsfristen sind abzuwarten) 

• erweiterte (auch inhaltliche) Anfechtungsmöglichkeiten (siehe 8. Minderheitenrechte) 

Wird der Beschluss nicht angefochten und rechtswirksam, bindet er auch die überstimmte Minderheit. 

 
25 5 Ob 255/03s = MietSlg 56/9 [Fassadensanierung]; 5 Ob 41/05y = wobl 2006/10 Hauskanal; 5 Ob 26/07w = SZ 2007/41 = wobl 
2007/115 Baugebrechen im Hoftrakt]; 5 Ob 301/01b = bbl 2002/96 [Fassadendämmung]. 
26 LGZ Wien MietSlg 72.444 
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10.2. Gibt es in Österreich eine Dämmpflicht an bestehenden Gebäuden? 

In Österreich besteht derzeit (Stand August 2025) keine generelle Verpflichtung, Bestandsgebäude auf ei-

nen bestimmten Energiestandard nachzurüsten. Werden jedoch größere Sanierungen an der Gebäude-

hülle durchgeführt, können unterschiedliche Anforderungen zur Energieeinsparung und zum Wärme-

schutz relevant werden. Diese ergeben sich aus EU-Richtlinien27 sowie aus landesrechtlichen Bauvor-

schriften. Die zentrale technische Grundlage hierfür bildet die OIB-Richtlinie 6 („Energieeinsparung und 

Wärmeschutz“), die in den jeweiligen landesrechtlichen Bauvorschriften – etwa in Wien durch §§ 1 und 2 

WBTV 2023 in Verbindung mit § 122 BO für Wien – Verbindlichkeit erhält.   

→ Als „größere Sanierung“ gilt eine Maßnahme, bei der mehr als 25 % der Gebäudehülle saniert 
werden – es sei denn, die Gesamtkosten der Renovierung betragen weniger als 25 % des Ge-
bäudewerts (ohne Grundstück). 28   

10.3. Können einzelne Wohnungseigentümer eine thermische Sanierung durchsetzen? 

Ein/e Wohnungseigentümer:in kann Maßnahmen wie eine umfassende thermische Sanierung idR nicht 

einseitig gegen den Willen der Mehrheit durchsetzen. Die Entscheidung darüber obliegt der Eigentümerge-

meinschaft und damit der mehrheitlichen Zustimmung. Es ist aber auch dem einzelnen Wohnungseigen-

tümer nicht verwehrt, eine Beschlussfassung darüber zu initiieren.  

Das Wohnungseigentumsgesetz kennt zwar auch ein Individualrecht auf Durchführung von Erhaltungsar-

beiten. Dieses auf die Erzwingung von Erhaltungsmaßnahmen gerichtete Individualrecht ist aber eher auf 

die Beseitigung geradezu unzumutbarer Untätigkeit im Hinblick auf die Erhaltung der Liegenschaft ausge-

legt. Kriterium für die Durchsetzbarkeit solcher Erhaltungsmaßnahme ist überdies deren Dringlichkeit, 

ebenso ist auf wirtschaftliche Aspekte wie den Kostenaufwand und die Finanzierbarkeit der Erhaltungs-

maßnahme Bedacht zu nehmen. (Siehe auch 8.2 Durchsetzung von Erhaltungspflichten) 

10.4. Dämmen über die Grundstücksgrenze 

Mit besonderen Schwierigkeiten können Eigentümergemeinschaften konfrontiert sein, wenn durch eine 

nachträgliche Anbringung der Dämmung der Feuermauer dazu führt, dass diese über die Grundstück-

grenze ragt. Für einen Grenzüberbau ist die Zustimmung der angrenzenden Liegenschaftseigentümer er-

forderlich, die nicht erzwungen werden kann.  

Auch das öffentliche Baurecht vermag in diesen Fällen keine Abhilfe zu leisten. Zwar erlaubt beispiels-

weise die Wiener Bauordnung (Art V Abs 5 WBO) bei bestehenden Gebäuden, dass nachträglich ange-

brachte Wärmedämmungen bis 20 cm über Fluchtlinien und Abstandsflächen vorragen dürfen. Dies be-

trifft jedoch nur die Beanspruchung öffentlicher Flächen sowie die Unterschreitung von Mindestabstands-

flächen, eine Überbauung der angrenzenden Nachbarliegenschaft erfordert dennoch die Zustimmung des 

betroffenen Liegenschaftseigentümers. In den Baugesetzen der Länder finden sich zwar auch Regelun-

gen, nach denen der Nachbar im Rahmen einer Bauführung oder Instandsetzung die Inanspruchnahme 

seines Grundes unter bestimmten Voraussetzungen zu dulden hat, aber auch hier ist nur von einer 

 
27 Z.B. die überarbeitete Richtlinie (EU) 2024/1275 über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden. Zur Umsetzung der europäischen 
Energie- und Klimaziele hat die Europäische Kommission weitere Richtlinien bzw. relevante Vorgaben z.B. aus der Erneuerbare-Ener-
gien-Richtlinie (RED III) zum Ausbau erneuerbarer Energieträger am Gebäudestandort auf den Weg gebracht, die von den Mitglied-
staaten in nationales Recht überführt werden müssen. Relevante Vorgaben kommen bspw. aus Erneuerbare-Energien-Richtlinie 
(RED III) zum Ausbau erneuerbarer Energieträger am Gebäudestandort 
28 Begriffsbestimmungen OIB-Richtlinien Mai 2023 
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temporären, nicht jedoch von einer dauerhaften Beanspruchung des Nachbargrundstücks für die Durch-

führung von Arbeiten auszugehen (z.B. § 136 Wiener Bauordnung). 
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10.5. FAQ thermische Sanierung 
 

Wer entscheidet über ther-
mische Sanierungen an der 
Gebäudehülle (z. B. Däm-
mung, Fenstertausch)? 

Thermische Verbesserungen an allgemeinen Teilen der Liegenschaft 
gelten als Verwaltungsmaßnahmen. Die Eigentümergemeinschaft ent-
scheidet darüber mit einer Mehrheit (Details unter 7.2 Wie wird ein 
Mehrheitsbeschluss ermittelt) 

Sind thermische Sanierun-
gen an der Gebäudehülle 
ordentliche oder außeror-
dentliche Verwaltung?  

Thermische Sanierungen können ordentliche als auch außerordentli-
che Verwaltungsmaßnahmen darstellen. Eine Zuordnung erfordert 
eine Prüfung im Einzelfall. Maßnahmen zur Senkung des Energiever-
brauchs – wie etwa die Anbringung eines Vollwärmeschutzes oder der 
Einbau neuer Fenster – gelten laut § 3 Abs 2 Z 5 MRG grundsätzlich als 
Erhaltungsarbeiten am gesamten Gebäude. Das bedeutet, sie zählen 
grundsätzlich zur ordentlichen Verwaltung. Voraussetzung dafür wäre 
ein Mangel am betroffenen Teil (Fassade ist beschädigt und muss sa-
niert werden und/oder bei Vorliegen einer öffentlich-rechtlichen Ver-
pflichtung) oder die Maßnahme entspricht dem Rentabilitätsgebot 
(Siehe 5.1 fiktive Erhaltungsarbeiten).  

Dies gilt allerdings nicht uneingeschränkt, denn selbst der ordentli-
chen Verwaltung zuzurechnende Erhaltungsarbeiten sind dann, wenn 
sie mit außergewöhnlichen Bedingungen oder Maßnahmen (Kosten) 
verbunden sind, der außerordentlichen Verwaltung zuzurechnen.  

→ Auch wenn eine Sanierung durch Förderprogramme wie das „The-
wosan“-Modell unterstützt wird, heißt das nicht automatisch, 
dass es sich dadurch um eine Maßnahme der ordentlichen Ver-
waltung handelt. (LGZ Wien MietSlg 72.444)) 

Da eine thermische Sanierung in aller Regel mit einem großen Finan-
zierungserfordernis einhergeht (mit oder ohne Förderung), das in den 
meisten Fällen nicht in der angesparten Rücklage Deckung findet, 
wird in der Regel von einer außerordentlichen Verwaltungsmaß-
nahme auszugehen sein. Deren Umsetzung erfordert einen rechts-
wirksamen Mehrheitsbeschluss.    

In diesem Fall sind folgende Punkte zu beachten:  

→ längere Anfechtungsfristen (3 Monate bzw. 6 Monate bei un-
terlassener Verständigung), 

→ der Beschluss hat aufschiebende Wirkung (Anfechtungsfris-
ten sind abzuwarten) 

→ erweiterte (auch inhaltliche) Anfechtungsmöglichkeiten 
(siehe 8 Minderheitenrechte) 

Wird der Beschluss nicht angefochten und rechtswirksam, bindet er 
auch die überstimmte Minderheit. 
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Ist für die Einholung eines 
Sanierungskonzepts ein 
Beschluss erforderlich? 

Der OGH hat schon mehrfach ausgesprochen, dass die sachgerechte 
Vorbereitung einer Beschlussfassung der Eigentümerversammlung zu 
den typischen Aufgaben des Verwalters gehört. Die Beauftragung z.B. 
eines Architekten zur Vorbereitung einer thermisch energetischen Sa-
nierung (va in Gestalt von Erhebungen bei der Baubehörde und in 
Form der Ausschreibung) ist als Maßnahme der ordentlichen Verwal-
tung zu qualifizieren, ebenso die Einholung eines Sachverständigen-
gutachtens über die technische Machbarkeit und die voraussichtli-
chen Kosten von Verbesserungsmaßnahmen, sofern dies wirtschaft-
lich zweckmäßig ist. Der Verwalter kann unter diesen Voraussetzun-
gen einen Beschluss einholen, muss es aber nicht. (Siehe auch 5.5 
Sanierungskonzept)  
 

Kann auch ein einzelner 
Wohnungseigentümer bzw. 
die Minderheit verlangen, 
dass eine thermische Sa-
nierung durchgeführt wird?  

Ein/eine Wohnungseigentümer:in kann Maßnahmen wie eine thermi-
sche Sanierung idR nicht einseitig gegen den Willen der anderen Ei-
gentümer durchsetzen. Die Entscheidung darüber obliegt der Eigentü-
mergemeinschaft und damit der mehrheitlichen Zustimmung. Es ist 
aber auch dem einzelnen Wohnungseigentümer nicht verwehrt, eine 
Beschlussfassung darüber zu initiieren.  

Es gibt zwar ein Individualrecht auf Durchführung von Erhaltungsar-
beiten. Dieses auf die Erzwingung von Erhaltungsmaßnahmen gerich-
tete Individualrecht ist aber eher auf die Beseitigung geradezu unzu-
mutbarer Untätigkeit im Hinblick auf die Erhaltung der Liegenschaft 
ausgelegt. Kriterium für die Durchsetzbarkeit solcher Erhaltungsmaß-
nahme ist überdies deren Dringlichkeit, ebenso ist auf wirtschaftliche 
Aspekte wie den Kostenaufwand und die Finanzierbarkeit der Erhal-
tungsmaßnahme Bedacht zu nehmen. (Siehe auch 8.2 Durchsetzung 
von Erhaltungspflichten)  
 

Die anzubringende Wärme-
dämmung würde bei unse-
rer Feuermauer über die 
Grenze ragen. Müssen die 
Eigentümer der Nachbar-
liegenschaft zustimmen? 

Würde eine nachträgliche Dämmung über die Grundgrenze ragen 
(Grenzüberbau), dann ist dafür die Zustimmung der angrenzenden 
Liegenschaftseigentümer erforderlich. Diese kann auch nicht erzwun-
gen werden.   
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Die Fassade unseres Mehr-
parteienhauses heizt sich 
im Sommer stark auf. Eine 
Begrünung der Fassade 
könnte Abhilfe schaffen. 
Wer muss sich darum 
kümmern? 

Ist die Begrünung der Fassade eine Maßnahme, die die Wohnungsei-
gentümer mehrheitlich begrüßen würden, so kann eine Beschlussfas-
sung dazu initiiert werden. Dies kann der bestellt Verwalter genauso 
tun, wie jeder Wohnungseigentümer.  

Die Begrünung der Fassade stellt eine außerordentliche Erhaltungs-
maßnahme nach § 29 WEG dar. Gibt es einen wirksamen Mehrheits-
beschluss, so muss der bestellte Verwalter die Begrünung umsetzen. 

 

11. Heizungstausch   

Die Umstellung auf klimafreundliche Heizsysteme in Wohnungseigentumsanlagen geht in der Regel weit 

über den bloßen Austausch der Heizung hinaus und zieht häufig eine Vielzahl technischer, rechtlicher und 

organisatorischer Folgefragen nach sich, von denen einige exemplarisch im Folgenden dargestellt werden. 

Ein dekarbonisierender Heizungstausch kann z.B. einen zusätzlichen Raumbedarf für neue haustechni-

sche Infrastruktur (Technikraum) erfordern, der möglicherweise erst geschaffen oder umgewidmet werden 

muss. Die Verlegung eines Leitungs- und Verteilernetzes zur Anbindung der einzelnen Objekte kann je 

nach Ausgangslage umfangreiche Eingriffe in die Bausubstanz erforderlich machen. Auch die Eingriffstiefe 

in den Wohnungen selbst – etwa für neue Leitungsführungen oder Anpassungen an Heizkörpern – ist für 

die betroffenen Wohnungseigentümer:innen ein zentrales Thema. Ist die bestehende elektrische Infra-

struktur (Stromanschlüsse, Steigleitungen) ausreichend dimensioniert? Wie soll die zukünftige Warmwas-

serversorgung erfolgen?  

Auch in wohn- zivilrechtlicher Sicht kann ein Heizungstausch in Bestandsgebäuden viele Fragen aufwer-

fen: Zunächst ist zu unterscheiden, ob die Wohnungseigentumsobjekte bereits an eine gemeinschaftliche 

Wärmeversorgungsanlage angebunden sind oder die Beheizung der WE- Objekte jeweils „dezentral“ (z.B. 

über Gasetagenheizungen) erfolgt. Für die Erhaltung bereits bestehender Gemeinschaftsanlagen (wie 

etwa eine gemeinsame Wärmeversorgungsanlage, ein Aufzug etc.) ist die Eigentümergemeinschaft zu-

ständig, für dezentrale Heizungen (ohne Gemeinschaftsbezug wie z.B. Gasetagenheizungen) ist der/die 

jeweilige Wohnungseigentümer:in selbst verantwortlich, der Eigentümergemeinschaft kommt keine Kom-

petenz zu.    

Einzelne Mit- und Wohnungseigentümer:innen, die eine Dekarbonisierung (nur) ihres Wohnungseigen-

tumsobjekts vornehmen wollen, benötigen dafür idR die Zustimmung aller übrigen Mit- und Wohnungsei-

gentümer (§ 16 Abs. 2 WEG), jedenfalls dann, wenn dafür auch allgemeine Teile in Anspruch genommen 

werden müssen (z.B Wärmepumpe bzw. Außeneinheiten am Dach oder Fassade, Leitungsführungen) und 

eine Beeinträchtigung anderer Wohnungseigentümer auch nur möglich ist. Hierbei handelt es sich um so-

genannte „Verfügungsmaßnahmen“, die die Zustimmung aller Wohnungseigentümer:innen erfordern. Eine 

mehrheitliche Zustimmung reicht für solche „individuellen“ Änderungen nicht aus. Fehlende Zustimmun-

gen können - sofern die Voraussetzungen vorliegen - über Antrag beim Außerstreitgericht ersetzt werden. 

Die mit der Änderung verbundenen Kosten sind vom ändernden Wohnungseigentümer zu tragen. (Mehr 

dazu unter 3. Änderungsrechte und Erhaltungspflichten)  
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Änderungen, die nur das Innere des Wohnungseigentumsobjekt betreffen (z. B. eine Gastherme in der 

Wohnung), fallen weder in die Erhaltungszuständigkeit der Eigentümergemeinschaft, noch kann die Eigen-

tümergemeinschaft mehrheitlich darüber befinden, wie das Wohnungseigentumsobjekt künftig beheizt 

werden soll. Hierüber entscheidet grundsätzlich der/die verfügungsberechtigte Wohnungseigentümer:in.  

Geht es allerdings um Gemeinschaftsanlagen, ist die Eigentümergemeinschaft zuständig. Eine Ge-

meinschaftsanlage zeichnet sich dadurch aus, dass deren Nutzung – zumindest rechtlich – allen Woh-

nungseigentümer:innen gegen Beteiligung an den laufenden Kosten – freistehen muss. Besteht bereits 

eine solche Anlage, dann gehört es zur ordentlichen Verwaltung, diese Anlage auch zu erhalten.  Die Um-

rüstung/Änderung einer bereits bestehenden (aber noch funktionierenden) gemeinsamen Heizanlage auf 

einen anderen Energieträger oder die Errichtung einer gänzlich neuen gemeinschaftlichen Wärmever-

sorgungsanlage (ohne Anschlusszwang!) ist als außerordentlichen Verwaltungsmaßnahme anzuse-

hen, wofür es jedenfalls eines rechtswirksamen Mehrheitsbeschlusses bedarf. Überstimmte Woh-

nungseigentümer:innen haben die Möglichkeit, den Beschluss beim Außerstreitgericht anzufechten. Des-

halb darf die Maßnahme erst nach der Anfechtungsfrist bzw. bei erfolgter Anfechtung nach rechtskräftiger 

gerichtlicher Klärung umgesetzt werden. Ist der Beschluss rechtswirksam, bindet er auch die über-

stimmte Minderheit. Die Errichtungskosten gehen zu Lasten aller Wohnungseigentümer:innen, für deren 

Finanzierung auch die angesparte Rücklage heranzuziehen ist. (Details unter 5.2 Außerordentliche Verwal-

tung)  

Auch eine nachträgliche Errichtung einer neuen gemeinsamen Wärmeversorgungsanlage, die allen Nut-

zungsobjekten zumindest einen Anschluss ermöglicht (aber ohne Anschlusszwang!), ist grundsätzlich als 

außerordentliche Verwaltungsmaßnahme einem Mehrheitsbeschluss zugänglich, mit der Möglichkeit der 

Beschlussanfechtung durch die überstimmte Minderheit. Die Grenzen würden allerdings dort überschrit-

ten, wenn beispielsweise für die Schaffung einer Heiztechnikzentrale einem Wohnungseigentümer das 

Nutzungsrecht an seinem (Zubehör-)Kellerabteil entzogen werden müsste. Ein solcher Eingriff wäre eine 

Verfügung und ist nicht mehr vom Verwaltungsbegriff gedeckt.  Eben so wenig könnte ein Wohnungseigen-

tümer – nach der geltenden Rechtslage - gegen seinen Willen verpflichtet werden, sich an einer neuen ge-

meinsamen Wärmeversorgungsanlage anzuschließen oder seine bisherige Heizung aufzugeben. Auch das 

wäre eine Verfügung, die nur mit Zustimmung umsetzbar ist.  

11.1. Zentrale – dezentrale – semizentrale Anlagen  

Unterschiedliche technische Systemlösungen können auch unterschiedliche rechtliche Zuständigkeiten 

hinsichtlich Erhaltungspflichten oder Rechtsfolgen (z.B. Verteilungsregeln nach dem HeizKG) zur Folge 

haben können.   

Klassische gemeinsame Wärmeversorgungsanlagen bestehen im Wesentlichen aus einer zentralen 

Heizquelle (z.B. Wärmepumpe, Heizkessel), die die jeweiligen Objekte über ein Leitungsnetz mit Wärme 

versorgt. Vielfach wird auch das Warmwasser zentral bereitgestellt über separate Leitungen in die Objekte 

geführt (4 Leiter-System). Von der zentralen Heizquelle, der Leitungen bis hin zum Wärmeverteilsystem 

(Radiatoren) in den Wohnungen sind alle Teile anlagenzugehörig und damit Teil der gemeinsamen Wärme-

versorgungsanlage, die als Gemeinschaftsanlage in die Zuständigkeit und Erhaltungspflicht der Eigentü-

mergemeinschaft fällt.  
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Abbildung 1: schematische Darstellung einer gemein-
samen Wärmeversorgungsanlage. Eine zentrale Wär-
mepumpe im Keller versorgt die Objekte mit Raum-
wärme und Warmwasser. Vor den Wohnungen befin-
den sich Warmwasser- und Wärmemengenzähler. 
Quelle Darstellung: Stadt Wien, Leitfaden zur Verrech-
nung von Wärme- und Kälteversorgungskosten aus 
nicht-fossilen Anlagen, März 2025 

 

 

 

 

 

Bei Vorliegen einer gemeinsamen Wärmeversorgung ist zu prüfen, ob das Heizkostenabrechnungsgesetz 

(HeizKG) 29 zur Anwendung kommt, wodurch bestimmte Regeln zur Verteilung und Abrechnung der Heiz-

kosten zu beachten sind. Nach geltender Rechtslage30 müssen Nutzungsobjekte auch mit Geräten zur Er-

fassung des Wärmeverbrauchs (Wärmemengenzähler) ausgestattet werden. Ausnahmen bestehen, wenn 

deren Installation technisch nicht machbar oder nicht kosteneffizient durchführbar ist.   

„Semi-zentrale“ Lösungen 

Bei Dekarbonisierungslösungen in Bestandsgebäuden kommen vermehrt auch „hybride“ oder „semi-

zentrale“ technische Lösungen zum Einsatz. Die technischen Ausgestaltungen können vielfältig sein, 

zeichnen sich aber im Wesentlichen dadurch aus, dass die Wärmebereitstellung nicht ausschließlich 

über die gemeinsame Wärmeversorgung erfolgt, sondern funktionswesentliche Teile z.B. dezentral ausge-

staltet sind. So kann es sein, dass eine zentrale Infrastruktur lediglich ein niedriges Temperaturniveaus 

bereitstellt (z.B. auch in Form eines Anergienetzes) und die Anhebung der Temperatur auf ein komfor-

tables Niveau erst in den Wohnungen über „dezentrale“ Wohnungsstationen oder „dezentrale“ Wärme-

pumpen erfolgt, die über den Stromzähler des jeweiligen Nutzers betrieben werden.  

 

 
29 Bundesgesetz über die sparsamere Nutzung von Energie durch verbrauchsabhängige Abrechnung der Heiz-, Warmwasser- und 
Kältekosten, BGBl I 827/1992 idgF. 
30 Gem. HeizKG und des Energieeffizienzgesetzes (EEffG) 
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Abbildung 2: Schematische Darstellung dezentraler 
Wärmepumpen in Kombination mit einem Anergienetz 
Dieses transportiert z.B. über ein Trägermedium Umwelt-
wärme bis zu den Wohnungsanschlüssen. Die dezentra-
len Wärmepumpen in den Wohnungen nützen diese und 
heben die jeweilige Ausgangstemperatur auf das ge-
wünschte, komfortable Niveau an. Die dezentralen Wär-
mepumpen werden mit dem Strom des Wohnungsnutzers 
betrieben.  Quelle Darstellung: Stadt Wien, Leitfaden zur 
Verrechnung von Wärme- und Kälteversorgungskosten 
aus nicht-fossilen Anlagen, März 2025  

 

 

Die Zuständigkeit der Eigentümergemeinschaft wird hier auf die zentral gelegenen Elemente der Heizan-

lage beschränkt bleiben, während die „dezentralen“ Wärmepumpen in den jeweiligen Wohnungen in die 

Zuständigkeit der jeweiligen Wohnungseigentümer:innen fallen.   

11.2. Umwidmung allgemeiner Teile  

Bei der Errichtung neuer Heizsysteme kann ein zusätzlicher Platz-/ oder Raumbedarf für Technikräume, 

Wärmeerzeuger, Speicher und Regelungseinheiten entstehen. Die Anforderungen können je nach System 

unterschiedlich sein: Erdwärmesonden benötigen Flächen für Bohrungen, Luft-Wasser-Wärmepumpen 

brauchen Außeneinheiten mit Schallschutz, Biomasseheizungen erfordern Lagerraum für Brennstoffe. In 

diesem Zusammenhang sind neben wohn- zivilrechtlichen Fragen für die Schaffung dieser Anlagen auch 

bauliche und schalltechnische Rahmenbedingungen für die Nutzung (bzw. Schaffung) dieser Flächen zu 

prüfen.  

Unstrittig ist, dass die Eigentümergemeinschaft keinen Zugriff auf die Verwendung von Räumlichkeiten 

(wie z.B. Kellerräume oder Abteile) haben kann, wenn diese im Wohnungseigentum oder Zubehörwoh-

nungseigentum stehen, da es sich hierbei um ein dingliches Nutzungsrecht handelt.     

Für die Umwidmung allgemeiner Teile wird bei Flächen ohne spezifische Widmung, die im Zusammen-

hang mit der baulichen Änderung steht, auch eine Umwidmung durch Mehrheitsbeschluss als außeror-

dentliche Verwaltung möglich sein. So hat etwa der OGH31 die Umwidmung eines ungenutzten Hofs zu 

Abstellplätzen als objektive Verbesserung für alle und als zulässige Änderungen im Rahmen der Liegen-

schaftsverwaltung beurteilt. Bei Räumen, die eine spezifische Widmung aufweisen und eine bestimmte 

Nutzung vorsehen, wie z.B. Waschküchen oder Fahrradabstellräume, ist die Rechtslage nicht klar, ob ein 

Mehrheitsbeschluss ausreichend ist.   

11.3. Gibt es eine Pflicht zum Heizungstausch? 

Derzeit (Stand August 2025) gibt es kein Bundesgesetz, dass zwingend die Umstellung bestehender Heiz-

anlagen auf nicht fossile Energieträger vorschreibt. Bundesgesetzliche Überlegungen32, die es in Vergan-

genheit zu einer Umstellungsverpflichtung gegeben hat, wurden für den Bestand nicht umgesetzt. 

 
31 5 Ob 159/97m ergangen zur Rechtslage vor dem WEG 2002  
32 zB erneuerbares Wärmegesetz (EWG) 
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Die Bundesländer haben jedoch die Möglichkeit über z.B. die Bauordnung entsprechende Regeln zu tref-

fen. In Wien sieht etwa § 118 Abs 3 der Wiener Bauordnung vor, dass bei Änderungen am gebäudetechni-

schen System der Wärmeversorgung ein hocheffizientes alternatives System eingesetzt werden muss, so-

fern dies technisch, ökologisch und wirtschaftlich realisierbar ist. Ein Tausch einer defekten gemeinsa-

men Heizanlage wird wohl als eine solche Änderung anzusehen sein, die in weiterer Folge eine Umrüs-

tungsverpflichtung auslöst, sofern dies technisch, ökologisch und wirtschaftlich realisierbar ist. Für alle 

anderen Bundesländer gibt es derzeit (soweit ersichtlich) keine entsprechenden Verpflichtungen in den 

landesgesetzlichen Bauordnungen.  
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11.4. FAQ Heizungstausch 

Unsere zentrale Heizungs-
/Warmwasseraufbereitungs-
anlage ist schon in die Jahre 
gekommen. Muss man die An-
lage auf erneuerbare Energie-
träger umstellen? 

Derzeit (Stand August 2025) gibt es kein Bundesgesetz, dass zwingend die 
Umstellung derartiger Anlagen auf nicht fossile Energieträger vorschreibt. 
Bundesgesetzliche Überlegungen, die es in der Vergangenheit zu einer Um-
stellungsverpflichtung gegeben hat, wurden für bestehende Gebäude nicht 
umgesetzt. 

Zu beachten ist, dass aber die Bauordnungen der jeweiligen Bundesländer 
entsprechende Regelungen vorsehen können. In Wien schreibt § 118 der Wie-
ner Bauordnung vor, dass bei Änderungen am gebäudetechnischen System 
der Wärmeversorgung ein hocheffizientes alternatives System eingesetzt wer-
den muss, sofern dies technisch, ökologisch und wirtschaftlich realisierbar 
ist. Ein Tausch einer defekten gemeinsamen Heizanlage ist sicher eine Ände-
rung, die eine Umrüstverpflichtung auslöst, sofern dies technisch, ökologisch 
und wirtschaftlich realisierbar ist. 

Für alle anderen Bundesländer gibt es derzeit noch keine entsprechenden 
Verpflichtungen in den landesgesetzlichen Bauordnungen. Muss die zentrale 
Heizungsanlage getauscht werden, so muss derzeit nicht auf ein nicht fossiles 
System umgestiegen werden. 

 

Eine bereits bestehende zent-
rale Wärmeversorgungsan-
lage soll auf erneuerbare 
Energieträger umgestellt wer-
den (z.B. zentrale Ölheizung 
auf zentrale Wärmepumpe) – 
Wer entscheidet darüber?   

Die Umstellung eines zentralen Heizsystems auf eine andere Art der Heizver-
sorgung ist eine nützliche Verbesserung und daher eine Maßnahme der außer-
ordentlichen Verwaltung iSd § 29 WEG, wofür ein Mehrheitsbeschluss not-
wendig ist.  

→ Das hat der OGH etwa für die Umstellung einer ölbefeuerten Heizungsan-
lage auf die Versorgung mit Fernwärme ausgesprochen.33  

→ Dies gilt sowohl für die Neuerrichtung als auch für die Umgestaltung ei-
nes zentralen Heizsystems. 

Mehrheitsbeschluss erforderlich: 
Für die Umsetzung ist ein rechtswirksamer Mehrheitsbeschluss der Eigentü-
mergemeinschaft notwendig. 

Anfechtung möglich: 
Ein solcher Beschluss kann von den Überstimmten innerhalb von 3 Mona-
ten (bzw. 6 Monate von einem nicht von der Beschlussfassung verständigten 
Wohnungseigentümer) angefochten werden. 
Der Beschluss hat aufschiebende Wirkung, d. h. die Maßnahme kann erst 
nach der Anfechtungsfrist bzw. bei erfolgter Anfechtung nachrechtskräftiger 
gerichtlicher Klärung umgesetzt. 

Einwendungen: Überstimmte Eigentümer können inhaltliche Einwände vor-
bringen. 

Finanzierung: 
Unter Inanspruchnahme der Rücklage bzw. reicht diese nicht aus, ist 
eine Sondervorschreibung oder ein Darlehen der Eigentümergemein-
schaft möglich. 
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In unserer Wohnanlage wer-
den die Wohnung dezentral 
(z.B. über Gasthermen) be-
heizt? Wer ist für die Erhal-
tung und ggf eine klima-
freundliche Umrüstung zu-
ständig? 

Dezentrale Heizungen fallen in die Zuständigkeit des jeweiligen Wohnungsei-
gentümers. Das bedeutet, dass anstehende Erhaltungsarbeiten von diesem 
beauftragt und natürlich auch finanziert werden müssen. 

Möchte der Wohnungseigentümer eine anstehende Reparatur nützen, um 
seine Heizung auf z.B. auf ein klimafreundliches System umzurüsten, so kann 
dieser nur so lange alleine entscheiden, als allgemeine Teile oder andere 
Wohnungseigentumsobjekte nicht in Anspruch genommen werden. 

z.B. Entfernen der Gastherme und Montage einer Infrarotheizung 

Sobald für eine Änderung eines Wohnungseigentümers auch allgemeine Teile 
in Anspruch genommen werden (müssen), bedarf es der Zustimmung aller 
Wohnungseigentümer. Die fehlende Zustimmung kann zwar gerichtlich er-
setzt werden. Voraussetzung ist u.a., dass in diesem Fall der ändernde Woh-
nungseigentümer entweder ein wichtiges Interesse darlegen kann oder die 
Änderung „verkehrsüblich“ ist. (Details siehe 3.1 Änderungen am Wohnungs-
eigentumsobjekt) 

Anstelle von Einzellösungen könnte alternativ auch eine gemeinschaftliche 
Wärmeversorgung oder auch semi-zentrale Systeme in Erwägung gezogen 
werden. Sowohl einzelne Wohnungseigentümer als auch die Verwaltung 
könnte darüber eine Willensbildung bzw. Beschlussfassung initiieren. 

 

Wir heizen unsere Wohnun-
gen bisher mit dezentralen 
Heizungen und wir haben in 
der letzten Eigentümerver-
sammlung darüber gespro-
chen, eine gemeinsame Wär-
meversorgung zu errichten. 
Wer kann das entscheiden?   

Grundsätzlich kommt der Eigentümergemeinschaft bei dezentralen Heizun-
gen, die nur das WE-Objekt betreffen, keine Kompetenz zu.  

Die Eigentümergemeinschaft kann aber auch nützliche Verbesserungen wie 
z.B. die Errichtung einer zentralen Wärmeversorgung als außerordentliche Ver-
waltungsmaßnahme34 mit einem rechtswirksamen Mehrheitsbeschluss be-
schließen. Voraussetzung ist, dass „gemeinschaftliche“ Interessen verfolgt 
und allen die Möglichkeit offensteht, sich anzuschließen.  

Wohnungseigentümer:innen, die weiterhin an ihrem dezentralen Heizsystem 
festhalten wollen, müssen sich nicht gegen ihren Willen an der zentralen An-
lage anschließen. Jeder/jede Eigentümer:in kann selbst entscheiden, ob die 
jeweilige Wohnungseinheit an die neue gemeinschaftliche Wärmeversorgung 
angeschlossen werden soll oder nicht. Ist eine Anschlusspflicht aller Woh-
nungseigentumsobjekte an die neue Wärmeversorgung geplant, reicht ein 
Mehrheitsbeschluss allerdings nicht mehr aus. In diesem Fall ist für den Hei-
zungstausch als Sachverfügung die Zustimmung aller Wohnungseigentümer 
notwendig. Gerichtlich kann die Zustimmung nicht ersetzt werden. 

Ein rechtswirksamer Mehrheitsbeschluss zur Errichtung einer gemeinsamen 
Wärmeversorgung bindet auch jene Eigentümer, die dagegen gestimmt ha-
ben. Die Kosten sind grundsätzlich anteilig entsprechend dem jeweiligen Auf-
teilungsschlüssel zu tragen.  

 

 
34 Zur Umstellung einer zentralen Wärmeversorgungsanlage (z. B. von Öl auf Fernwärme) als nützliche Verbesserung (§ 29 WEG) 
siehe OGH 5 Ob 93/95. 
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Wir haben mehrheitlich die 
Errichtung einer zentrale Wär-
meversorgung beschlossen. 
Müssen alle mitzahlen? Müs-
sen sich alle an das neue Sys-
tem anschließen?    

Ein rechtswirksamer Beschluss, eine gemeinsame Wärmeversorgung zu er-
richten, bindet auch die Minderheit. Das heißt, die Kosten werden anteilig von 
allen entsprechend dem jeweiligen Aufteilungsschlüssel getragen. Allerdings 
besteht keine Anschlusspflicht. Die Eigentümer:innen können selbst ent-
scheiden, ob sie ihre Wohneinheit(en) an eine gemeinsame Wärmeversorgung 
anschließen oder nicht.   
 

Meine Gastherme ist kaputt. 
Ich möchte auf eine klima-
freundliche Beheizung um-
stellen? Brauche ich die Zu-
stimmung der anderen Eigen-
tümer? 

Ob es notwendig ist die Zustimmung aller anderen Wohnungseigentümer 
vorab einzuholen, hängt davon ab, welche klimafreundliche Heizung einge-
baut werden soll. Greifen die notwendigen Arbeiten nicht in die allgemeinen 
Teile ein oder nehmen andere Wohnungseigentumsobjekte in Anspruch, so 
kann der Wohnungseigentümer allein entscheiden. 

z.B. Entfernen der alten Gastherme und Einbau einer Infrarotheizung 

Sobald durch die Heizungsumstellung allgemeine Teile oder andere Woh-
nungseigentumsobjekte in Anspruch genommen werden müssen, ist die Zu-
stimmung aller Wohnungseigentümer notwendig. 

z.B. Aufstellen einer Wärmepumpe am Dach, an der Fassade oder im Zube-
hörgarten 
 

Ich bin WE und möchte meine 
Gasetagenheizung durch eine 
Wärmepumpe ersetzen.  Das 
Außengerät der Wärmepumpe 
muss am Dach installiert wer-
den? Kann ich das durchset-
zen? 

Für die Erhaltung einer dezentralen Heizung ist der Wohnungseigentümer ist 
der jeweilige Wohnungseigentümer selbst zuständig. Müssen für Austausch 
des Heizungssystems allgemeine Teile (hier Montage am Dach) in Anspruch 
genommen werden, bedarf es der Zustimmung der übrigen Wohnungseigen-
tümer:innen oder der ersatzweisen Zustimmung durch das Außerstreitgericht.  

Die ersatzweise Zustimmung über das Gericht zu erlangen, kann sich als 
schwierig erweisen. Da der OGH den Austausch einer bestehenden Heizung 
nicht als privilegierte Änderung ansieht, muss der Antragsteller im Gerichts-
verfahren neben den übrigen Voraussetzungen auch die Verkehrsüblichkeit 
der Änderung oder ein wichtiges Interesse nachweisen. Wie der OGH in einer 
aktuellen Entscheidung festhält, reichen allgemeine Hinweise auf den Klima-
wandel, Verkaufszahlen von Wärmepumpen oder geplante Gesetzesänderun-
gen nicht aus, um eine Maßnahme wie z. B. eine neue Heizungsanlage als 
„verkehrsüblich“ oder ein „wichtiges Interesse“ im Sinne des Wohnungseigen-
tumsgesetzes (§ 16 Abs. 2 Z 2 WEG) zu begründen.35  

 

 
35 OGH 18.12.2024, 5 Ob 100/24b 
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Ich möchte die Gastherme 
meines Reihenhauses tau-
schen. Benötige ich die Zu-
stimmung der anderen Eigen-
tümer, wenn ich in meinem 
Garten/auf dem Dach eine 
Wärmepumpe aufstellen 
möchte?  

Ja! Zum einen ist das Aufstellen einer Wärmepumpe im Garten keine „garten-
übliche Nutzung“ zum anderen müssen Leitungen von der Wärmepumpe in 
das Innere des Reihenhauses verlegt werden. Entweder ist dafür die Außen-
haut zu durchbrechen oder entlang der Außenhaut die Leitungen über z.B. 
den Kamin ins Innere zu führen. Beides stellt einen Eingriff in die allgemeinen 
Teile dar. Auch ein Aufstellen der Wärmepumpe auf dem Dach gilt das oben 
Gesagte. 

Zu beachten gilt auch, dass mehrere Wärmepumpen, aufgestellt in räumli-
cher Nähe, durch Koppelungseffekte eine zulässige Lärmemission über-
schreiten und Nachbarn mit Lärm belästigen können. 
 

Ich möchte ein Klimasplitge-
rät montieren, um meine 
Wohnung zu kühlen. Brauche 
ich dafür die Zustimmung der 
anderen Eigentümer? 

Ja! Der Kompressor des Splitgeräts ist an der Außenfassade/am Dach anzu-
bringen. Der Wärmetauscher wird im Inneren der Wohnung montiert. Beide 
Geräte werden mit einem Schlauch verbunden, der durch die Fassade/die 
Dachhaut geführt werden muss. Fassade und Dach sind allgemeine Teile. 
Werden diese in Anspruch genommen, bedarf es der Zustimmung aller Woh-
nungseigentümer:innen. 

Die Zustimmung der anderen Wohnungseigentümer:innen kann auch gericht-
lich ersetzt werden, wenn der Nachweis gelingt, dass die Montage von Klima-
splitgeräten entweder verkehrsüblich ist oder wegen eines wichtigen Interes-
ses notwendig ist. 

Der OGH hat nur in wenigen Fällen ein wichtiges Interesse bestätigt: wenn z.B. 
Wohnungseigentümer in Schichtdienst arbeiten (z.B. Polizisten, Pflegeperso-
nal) und daher tagsüber schlafen müssen und alle Beschattungs- und Kühl-
versuche der Wohnung gescheitert sind. 
 

Können einzelne Wohnungsei-
gentümer auf Beibehaltung 
der Gasleitung bestehen?  

Grundsätzlich ja. Sollten aber Erhaltungsarbeiten an dieser anstehen, die alle 
Wohnungseigentümer tragen müssten und wird die Gasleitung kaum noch ge-
nutzt (vielleicht nur noch von ein bis zwei verbleibenden Wohnungseigentü-
mern von 40), so könnte in Hinblick auf Treupflichten aus dem Wohnungsei-
gentumsverhältnis heraus eine Erhaltungspflicht anders beurteilt werden. 
Eine gesicherte Rechtslage gibt es dazu aber noch nicht.  
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12. Photovoltaikanlagen  

Hinsichtlich der Zustimmungsvoraussetzungen für die Errichtung von PV-Anlagen auf allgemeinen Dach-

flächen ist zunächst zu unterscheiden, ob es sich bei der PV-Anlage um eine Gemeinschaftsanlage han-

deln soll oder ob einzelne (oder mehrere) Wohnungseigentümer für sich auf allgemeinen Dachflächen 

eine Anlage errichten wollen.  

12.1. PV-Anlage für einzelne Wohnungseigentümer:innen 

Die „eigennützige“ Errichtung einer Photovoltaikanlage durch einzelne Wohnungseigentümer:innen auf 

allgemeinen Dachflächen stellt eine genehmigungspflichtige Änderung dar (Verfügungsmaßnahme gem. 

§ 16 WEG), die die Zustimmung aller Wohnungseigentümer benötigt. Der oder die Änderungswillige muss 

die übrigen Wohnungseigentümer:innen über das Vorhaben informieren und sich aktiv um die Zustim-

mung der übrigen Miteigentümer:innen kümmern. Stimmen nicht alle zu, kann versucht werden, die feh-

lende Zustimmung ersatzweise über den Außerstreitrichter zu erwirken.  

→ Der Oberste Gerichtshof (OGH) 36 stellte dazu bereits klar, dass eine solche Maßnahme nur 
zulässig ist, wenn sie nicht zu einer wesentlichen Beeinträchtigung schutzwürdiger Interessen 
anderer Wohnungseigentümer führt (§ 16 Abs 2 Z 1 WEG).  In dem zugrunde liegenden Fall 
hätte die geplante Anlage einen erheblichen Teil der verfügbaren Dachfläche beansprucht, 
sodass für andere Eigentümer kaum noch Platz für eigene Anlagen geblieben wäre. Der OGH 
sah darin eine wesentliche Beeinträchtigung der übrigen Eigentümer:innen, da andere Mitei-
gentümer ebenfalls konkrete Pläne zur Errichtung einer Photovoltaikanlage geäußert hatten, 
weshalb im konkreten Fall keine Genehmigung erteilt wurde.  

Für PV- oder Solaranlagen auf Dächern von Reihenhäusern oder einzelstehenden Gebäuden aber auch für 

sogenannte „Balkonkraftwerke“ gelten die Erleichterungen der sogenannten „Zustimmungsfiktion“:   

Wenn alle Wohnungseigentümer:innen ordnungsgemäß informiert wurden und innerhalb von zwei Mona-

ten nicht widersprechen, gilt die Zustimmung als erteilt. Die geplante Maßnahme müssen klar beschrie-

ben und die Rechtsfolgen eines unterlassenen Widerspruchs deutlich erklärt werden. Diese Regelung er-

leichtert die Umsetzung solcher Projekte, da keine aktive Zustimmung aller Miteigentümer eingeholt wer-

den muss. 

Wichtig ist, dass diese Erleichterungen der Zustimmungsfiktion nur für PV-Anlagen für Reihenhäuser und 

alleinstehende Gebäude (also nicht in klassischen Mehrparteienhäusern) und PV-Anlagen, die auf dem 

eigenen Balkon oder Terrasse aufgestellt/befestigt werden sollen. (siehe 3. Änderungsrechte es Woh-

nungseigentümers) 

Steckerfertige PV-Kleinsterzeugungsanlagen mit einer Leistung von maximal 0,8 kW, die an eine vorhan-

dene Steckdose angeschlossen werden können, gelten außerdem als privilegierte Maßnahmen. Das be-

deutet, dass im Fall eines gerichtlichen Verfahrens auf Ersetzung der Zustimmung für den Antragsteller 

der Nachweis des „wichtigen Interesses“ oder der „Verkehrsüblichkeit“ entfällt. Die Zustimmung darf nur 

verweigert werden, wenn die Anlage z. B. das äußere Erscheinungsbild des Hauses beeinträchtigt, eine 

Gefahr für die Sicherheit darstellt oder schutzwürdige Interessen anderer Eigentümer verletzt.   

 
36 5 Ob 137/21i 
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Für die Aufstellung von steckerfertigen PV-Kleinsterzeugungsanlagen am Balkon oder auf der Terrasse gilt, 

dass die Zustimmung aller Wohnungseigentümer auch über den Weg der Zustimmungsfiktion erlangt wer-

den kann. (Siehe 3.4 Zustimmungsfiktion) 

12.2. PV-Anlage als Gemeinschaftsanlage 

Wenn eine Photovoltaikanlage nicht nur einzelnen Wohnungseigentümer:innen, sondern der gesamten 

Eigentümergemeinschaft zugutekommt – etwa durch die Versorgung gemeinschaftlicher Bereiche mit 

Strom oder durch eine spürbare Senkung der Energiekosten – handelt es sich nicht wie oben um eine indi-

viduelle Verfügungsmaßnahme, sondern um eine Verwaltungsangelegenheit im Sinne der §§ 28 und 29 

WEG. Liegt der Nutzen einer solchen Anlage nicht bei einzelnen Wohnungseigentümer:innen, sondern bei 

der gesamten Eigentümergemeinschaft, können solche Maßnahmen als Liegenschaftsverwaltung durch 

die Mehrheit umgesetzt werden.   

GEMEINSCHAFTSANLAGE 

Wesentlich für die Einordnung einer Anlage als "Gemeinschaftsanlage" ist die rechtliche Möglichkeit 

der Benützung dieser Anlage durch sämtliche Wohnungseigentümer:innen gegen Kostenbeteiligung 

am Betrieb einer derartigen Anlage. Kein/keine Wohnungseigentümer:in für die die Benützung der An-

lage sinnvoll ist, darf rechtlich von ihrer Benützung ausgeschlossen sein. 

Die Errichtung einer PV-Anlage im Gemeinschaftsinteresse kann unter bestimmten Voraussetzungen (bei 

Vorliegen einer positiven Kosten-Nutzen-Rechnung im Sinne des Rentabilitätsgebots siehe 5.1 fiktive Er-

haltungsarbeit) als energiesparende Maßnahme eine ordentliche Verwaltung37 darstellen. Im Allgemeinen 

wird jedoch von einer außerordentlichen Verwaltung auszugehen sein, wie auch der OGH zur Errichtung 

einer Solarzellenanlage entschieden hat.38  

→ Dies wird zumindest dann anzunehmen sein, wenn die Maßnahme nicht mit – auch nur – vo-
rübergehenden Inanspruchnahme von WE-Objekten oder WE-Zubehör einzelner Eigentü-
mer:innen verbunden ist (Z.B. Aufgrabungen, Leitungsverlegung etc.)39   

 Die Entscheidungskompetenz grundsätzlich der Mehrheit der Eigentümergemeinschaft zu, überstimmte 

Wohnungseigentümer sind auf ihre Minderheitsrechte verwiesen. In diesem Fall erfolgt die Errichtung auf 

Kosten der Eigentümergemeinschaft und auch die allenfalls erzielten Erträgnisse daraus fließen den Ei-

gentümer:innen zu.  

12.3. Vermietung der Dachflächen für die Errichtung und Betrieb der PV:  

Eine weitere Möglichkeit kann in der Vermietung der Dachfläche an einen Energiedienstleister bestehen, 

der dort auf seine Kosten eine Anlage errichtet und betreibt. Auch hier wird hinsichtlich der Zustimmungs-

voraussetzungen der konkrete Einzelfall zu prüfen sein.   

Die Errichtung und der Betrieb einer Photovoltaikanlage durch einen Contractor – also einen externen An-

bieter – kann als Maßnahme der Liegenschaftsverwaltung gelten, wenn sie im Interesse und zum Vorteil 

aller Wohnungseigentümer erfolgt. Wird dabei eine Allgemeinfläche (z. B. das Dach) einem Dritten 

 
37 Gem. § 28 Abs 1 Z 1 WEG iVm § 3 Abs 2 Z 5 MRG, siehe 5.1 fiktive Erhaltungsarbeiten 
38 OGH 5 Ob 161/17p 
39 Raffaela Lödl-Klein, Nicole Göber, Mario Kapp: Photovoltaikanlagen im Wohnungseigentum und Contracting Die "TRIAS" der Ver-
waltungsagenden und Abgrenzungsfragen, immolex 2024/160 
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überlassen, wird von einer ordentlichen Verwaltung nur dann auszugehen sein, wenn die Vermietung zu 

ortsüblichen Bedingungen und ortsübliche Zeit erfolgt. 40  

PV-Contracting-Verträge zeichnen sich naheliegend durch langfristige Verträge und vermieterseitige Kün-

digungsverzichte für die Überlassung von Dachflächen an einen Contractor aus. Die rechtliche Grundlage 

bildet in der Regel ein Mietvertrag, ergänzt durch eine Dienstbarkeit. 

Bei außergewöhnlichen oder unüblichen Vertragsbedingungen – etwa bei sehr langen Laufzeiten und lan-

gen Kündigungsverzichten, umfassenden Zutrittsrechten oder exklusiven Strombezugsvereinbarungen – 

wird man nicht mehr von einer üblichen Vermietung im Rahmen der ordentlichen Verwaltung sprechen 

können. Verträge, die zu einem dauerhaften Entzug von Verfügungsrechten führen, gelten als „verdächtig“, 

weshalb sie in der Literatur41 als „wichtige Veränderungen“ qualifiziert werden. Folgt man dieser Rechts-

auffassung, wird für einen solchen Vertrag in der Regel Einstimmigkeit und nicht durch Mehrheitsbe-

schluss der Eigentümergemeinschaft umsetzbar sein. (Siehe 5.2 außerordentliche Verwaltung nach 

ABGB). Die Begründung einer Dienstbarkeit stellt rechtlich gesehen eine Verfügung im Sinne des § 828 

ABGB dar, da sie das Eigentumsrecht jedes einzelnen Wohnungseigentümers zwingend und dauerhaft 

einschränkt. Eine solche Maßnahme kann nicht durch die Eigentümergemeinschaft beschlossen werden, 

da deren Zuständigkeit sich ausschließlich auf Verwaltungsangelegenheiten beschränkt. Für die grundbü-

cherliche Sicherstellung einer Dienstbarkeit ist daher die ausdrückliche Zustimmung aller Wohnungsei-

gentümer erforderlich.  

 

12.4. FAQ Photovoltaikanlagen 
  

Einige Eigentümer interessie-
ren sich für die Montage einer 
Photovoltaikanlage. Muss 
sich der Verwalter darum 
kümmern?  

Ist die Montage einer Photovoltaikanlage für die Wohnungseigentümer mehr-
heitlich von Interesse, so kann dazu eine Beschlussfassung initiiert werden. 
Dies kann der bestellt Verwalter genauso tun, wie jeder Wohnungseigentü-
mer.  

Die Montage einer Photovoltaikanlage ist dann eine Verwaltungsmaßnahme 
(außerordentliche Verwaltung gem. § 29 WEG), wenn der erzeugte Strom das 
gemeinsame Eigentum versorgt (z.B. Stiegenhauslicht, Aufzugsanlage, 
Warmwasseraufbereitung) bzw. allen zugutekommt (z.B. Erlöse aus verkauf-
ten Stromüberschüsse werden unter allen Wohnungseigentümern aufgeteilt). 
Gibt es einen wirksamen Mehrheitsbeschluss, so muss der bestellte Verwal-
ter diesen umsetzen. Überstimmte Wohnungseigentümer sind auf ihre Min-
derheitsrechte verwiesen. 

→ Errichtung einer Solarzellenanlage zur gemeinschaftlichen Nutzung als 
außerordentliche Verwaltungsmaßnahme (5 Ob 161/17p)  

 

 
40 verneint bei 20-jährigem Kündigungsverzicht und anderen Besonderheiten mit einem Mobilfunkbetrei-
ber; OGH 5 Ob 217/00y 
41 Raffaela Lödl-Klein, Nicole Göber, Mario Kapp: Photovoltaikanlagen im Wohnungseigentum und 
Contracting Die "TRIAS" der Verwaltungsagenden und Abgrenzungsfragen, immolex 2024/160 
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Kann ich für meine Wohnung 
eine Photovoltaikanlage am 
Dach unseres Mehrparteien-
hauses montieren? Benötige 
ich dafür die Zustimmung der 
übrigen Eigentümer? 

Ja! Für das Aufstellen von Photovoltaikpanelen am Dach eines Mehrparteien-
hauses, die nur der Versorgung eines oder mehrerer Wohnungseigentümer 
dienen, ist die Zustimmung aller Wohnungseigentümer einzuholen. Nicht nur 
wird das Dach in Anspruch genommen, sondern durch das Legen von Leitun-
gen sind auch andere allgemeinen Teile betroffen.  

Die Zustimmung kann gerichtlich ersetzt werden, wenn die Montage verkehrs-
üblich ist oder einem wichtigen Interesse dient. (siehe 3.2 Voraussetzungen 
für die Inanspruchnahme allgemeiner Teile) 

ACHTUNG: anders verhält es sich bei einer beabsichtigten Montage am Dach 
eines Reihenhauses oder an einem einzeln stehenden Wohnungseigentums-
objekt. Hier kommen die Regeln der Zustimmungsfiktion (§ 16 Abs 5) zur An-
wendung (zur Zustimmungsfiktion siehe 3.4) 
 

Ich möchte ein Balkonkraft-
werk aufstellen? Muss ich die 
anderen Eigentümer:innen 
fragen? 

Ja! Handelt es sich um ein sogenanntes „steckerfertiges Balkonkleinstkraft-
werk“ und am Balkon/auf der Terrasse befindet sich bereits eine Steckdose, 
so ist zwar die Zustimmung aller Wohnungseigentümer notwendig. Diese 
kann aber „vereinfacht“ über die Zustimmungsfiktion nach § 16 Abs 5 WEG er-
langt werden: Es gilt die Zustimmung der Wohnungseigentümer als erteilt, 
wenn gewünschte Änderung genau beschrieben wird und eine Belehrung über 
die Zustimmungsfiktion (§ 16 Abs 5 WEG) erfolgt. Widerspricht ein Wohnungs-
eigentümer innerhalb von 2 Monaten schriftlich, so kann immer noch ver-
sucht werden eine gerichtliche Zustimmung zu bekommen. Widersprechen 
die derart verständigten Wohnungseigentümer nicht bzw. melden ich gar 
nicht, dann gilt ihre Zustimmung als erteilt. 

Handelt es sich um eine „normale“ PV-Anlage, also kein steckerfertiges 
Kleinstkraftwerk und/oder befindet sich noch keine Steckdose am Balkon/auf 
der Terrasse, so kommt eine Zustimmungsfiktion zwar nicht in Betracht, aber 
die Maßnahme gilt als privilegiert. Die Zustimmung der Wohnungseigentümer 
darf bei Vorliegen der negativen Voraussetzungen nicht verweigert werden. 
Gegebenenfalls ist eine Zustimmung vom Außerstreitrichter zur erwirken. Der 
Nachweis der Verkehrsüblichkeit bzw. eines wichtigen Interesses entfällt im 
gerichtlichen Verfahren. 
 

Ich bin Eigentümer eines Rei-
henhauses uns möchte eine 
Photovoltaikanlage auf mei-
nem Dach montieren? Muss 
ich die anderen Eigentümer 
um Zustimmung bitten? 

Ja! Es ist zwar die Zustimmung aller Wohnungseigentümer notwendig. Diese 
kann aber „vereinfacht“ über die Zustimmungsfiktion nach § 16 Abs 5 WEG er-
langt werden: es gilt die Zustimmung der Wohnungseigentümer als erteilt, 
wenn gewünschte Änderung genau beschrieben wird und eine Belehrung über 
die Zustimmungsfiktion (§ 16 Abs 5 WEG) erfolgt. Widerspricht ein Wohnungs-
eigentümer innerhalb von 2 Monaten schriftlich, so kann immer noch ver-
sucht werden eine gerichtliche Zustimmung zu bekommen. Widersprechen 
die derart verständigten Wohnungseigentümer nicht bzw. melden ich gar 
nicht, dann gilt ihre Zustimmung als erteilt. 

ACHTUNG: anders verhält es sich, wenn ein Wohnungseigentümer für sich 
eine Photovoltaikanlage am Dach eines Mehrparteienhauses anbringen 
möchte. 
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13. E- Ladestationen  

Die Nachrüstung einzelner E-Ladestationen ist eine Angelegenheit, die dem Änderungsrecht nach §16 

WEG unterliegt und somit die Zustimmung aller Miteigentümer erfordert. Die Installation einer Gemein-

schaftsanlage erfordert dagegen einen Mehrheitsbeschluss der Wohnungseigentümer. Mit der WE-No-

velle 2022 wurden eine Reihe von Erleichterungen geschaffen, die die Nachrüstung von von E-Ladestatio-

nen in bestehenden Wohnhausanlagen wesentlich vereinfacht hat und dadurch größere Rechtssicherheit 

geschaffen hat. 

13.1. Voraussetzungen für die Errichtung einer Einzelladestation  

Zwar muss für die Errichtung einer Einzelladestation nach wie vor die Zustimmung sämtlicher Miteigentü-

mer eingeholt werden, aber die Zustimmungsfiktion in §16 Abs. 5 WEG erleichtert das nunmehr: Sofern 

alle Miteigentümer ordnungsgemäß verständigt wurden, haben diese zwei Monate Zeit, um zu widerspre-

chen. Erfolgt dies nicht, gilt die Zustimmung als erteilt. 

Die für die Langsamladung getroffenen Regelungen setzen allerdings voraus, dass die Einzelladesta-

tion(oder die Wallbox) örtlich nur an einem KFZ-Abstellplatz oder in einer Garage errichtet werden kann, 

die im Wohnungseigentum oder zumindest im Zubehörwohnungseigentum des änderungswilligen Woh-

nungseigentümers steht oder aber diesem durch dauerhafte Benützungsregelung zugewiesen wurde. 

In der Verständigung muss neben einer Beschreibung der wesentlichen technischen Aspekte der Anlage 

(z.B. Ladeleistung, Anzahl der Phasen) auch auf die Rechtsfolgen des Unterbleibens eines Widerspruchs 

hingewiesen werden, dass die Zustimmung als erteilt gilt, wenn nicht binnen zwei Monaten widersprochen 

wird. 

Die Zustimmungsfiktion gilt für Einzelladestationen mit einer Leistung bis 3,7 kW (1-phasig) oder 5,5 kW 

(3-phasig). Die Erweiterung der Leistungsgrenze auf 5,5 kW sollte ermöglichen, dass Langsamladen auch 

über einen elektrotechnisch günstigeren 3-phasigen Anschluss möglich ist.  

Sollte ein/eine Miteigentümer:in widersprechen, dann muss die ersatzweise Zustimmung über das Außer-

streitgericht eingeholt werden. Hier entfällt jedoch die richterliche Prüfung, ob die Änderung „verkehrsüb-

lich“ ist und einem „wichtigen Interesse“ entspricht (Siehe 3. Änderungsrechte des Wohnungseigentü-

mers) 

13.2. Ladestation als Gemeinschaftsanlage 

Sollten die Eigentümer:innen die Errichtung einer Gemeinschaftsanlage erwägen, ist diese Maßnahme als 

außerordentlichen Verwaltung (§29 WEG) mit einem rechtswirksamen Mehrheitsbeschluss möglich. 

(siehe 7.2 Wie kommt ein Mehrheitsbeschluss zustande?)  

Diese muss nicht zwangsläufig in einer ersten Ausbaustufe alle Abstellplätze versorgen. Das Wesen einer 

Gemeinschaftsanlage besteht auch darin, dass die Möglichkeit besteht, dass sich bei Bedarf weitere Inte-

ressenten anschließen können.  

Der Vorteil von Gemeinschaftsanlagen liegt darin, dass durch die Verwendung intelligenter Wallboxen die 

Anlage erkennt, wenn mehrere Fahrzeuge gleichzeitig geladen werden und in diesen Fällen die Ladeleis-

tung von 11 oder 22 kW soweit reduziert wird, dass trotzdem alle Fahrzeuge geladen werden, was nicht 
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nur energiewirtschaftlich günstiger ist, sondern dabei hilft, die vorhandenen Hausanschlusskapazitäten 

besser zu nutzen.  

13.3. Übergangsregime von Einzelanlage zur Gemeinschaftsanlage 

Die Eigentümergemeinschaft kann die Nutzung von Einzelladestationen nach Inbetriebnahme einer ge-

meinsamen Elektro-Ladeanlage auch nachträglich untersagen (§ 16 Abs 8 WEG). Gemeinschaftliche La-

devorrichtungen, die intelligentes Laden mit einem Lastmanagement ermöglichen und Lastspitzen ver-

meiden, sollen nämlich weiterhin Vorrang gegenüber Einzelanlagen haben. Das wird aber zunehmend un-

wahrscheinlicher, je mehr Wohnungseigentümer bereits mit Einzelladestationen versorgt sind und dem-

entsprechend weniger Interesse an der Errichtung einer Gemeinschaftsanlage haben. Im Falle einer 

Beschlussfassung für die Errichtung einer gemeinschaftlichen Ladeinfrastruktur kommt Wohnungseigen-

tümer mit Einzelladestationen kein Stimmrecht zu. Damit die Nutzung von Einzelladestationen untersagt 

werden kann, braucht es zum einen einen Beschluss der Eigentümergemeinschaft, der sich ausdrück-

lich auf die Unterlassungspflicht bezieht sowie den Nachweis, dass die gemeinsame Anlage die Strom-

versorgung insgesamt besser nutzt. 

Die Unterlassungspflicht gilt aber frühestens fünf Jahre nach Errichtung der jeweiligen Einzelladestation, 

um den Eigentümern eine gesicherte Nutzungsperspektive zu geben. 

 

13.4. FAQ-Ladestationen 

Ich bin WE und habe mir ein E-
Auto gekauft. Jetzt würde ich 
gerne eine Ladestation bei 
meinem Abstellplatz/meiner 
Garage montieren. Brauche 
ich dafür die Zustimmung der 
anderen Eigentümer? 

Ja! Es ist die Zustimmung aller Wohnungseigentümer notwendig. Allerdings 
gilt dabei, dass wenn es sich um eine „Langsamladestation“ (das ist eine La-
destation mit einem Anschlusswert von maximal 5,5 kW) handelt, die Zustim-
mung der Wohnungseigentümer nicht verweigert werden darf, da es sich um 
eine privilegierte Maßnahme handelt. Spricht sich jemand dagegen aus oder 
verschweigt sich, so kann die fehlende Zustimmung einfacher ersetzt werden: 
im Verfahren der gerichtlichen Ersetzung der Zustimmung gilt, dass die Ver-
kehrsüblichkeit bzw. das wichtige Interesse nicht nachgewiesen werden muss 
– das Vorliegen wird gesetzlich vermutet.  

 

Immer mehr Eigentümer im 
Haus wollen E-Autos, wir 
überlegen, eine gemeinsame 
Ladestation anzuschaffen. 
Wie ist jetzt vorzugehen? 

Ist die Montage einer Ladestation (sowohl Ladestationen mit hohem wie nied-
rigem Anschlusswert) für die Wohnungseigentümer mehrheitlich von Inte-
resse, so kann dazu eine Beschlussfassung initiiert werden. Dies kann der be-
stellte Verwalter genauso tun, wie jeder Wohnungseigentümer.  

Die Montage einer gemeinsamen Ladestation stellt eine außerordentliche Er-
haltungsmaßnahme nach § 29 WEG dar und bedarf eines Mehrheitsbeschlus-
ses.  

 

 

 


